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Der Regionalrat des Regierungsbezirks Köln stellt fest, dass der Braunkohlenplan 
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Erläuterung 
 
Der Braunkohlenausschuss trifft gem. § 24 Abs. 1 LPlG die sachlichen und verfahrens-
mäßigen Entscheidungen zur Erarbeitung der Braunkohlenpläne und beschließt deren 
Aufstellung. 
 
Der Braunkohlenausschuss hat in seiner 151. Sitzung am 22.06.2015 folgende Be-
schlüsse gefasst: 
 
1. Der Braunkohlenausschuss beschließt über die im Braunkohlenplanverfahren Um-

siedlung Keyenberg, Kuckum, Unter-/Oberwestrich, Berverath vorgebrachten Anre-
gungen aus der Beteiligung/Offenlage entsprechend den Stellungnahmen der Regi-
onalplanungsbehörde Köln. 

 
2. Der Braunkohlenausschuss beschließt die Aufstellung des Braunkohlenplanes Um-

siedlung Keyenberg, Kuckum, Unter-/Oberwestrich, Berverath in der Fassung des 
Entwurfs - Stand März 2015 - (textliche Darstellung mit Erläuterungsbericht und 
zeichnerische Darstellung im Maßstab 1:10.000) 
 

 
Im Rahmen der Vorlage zur Genehmigung eines Braunkohlenplanes übermittelt die Re-
gionalplanungsbehörde Köln der Landesplanungsbehörde u.a. die von ihr eingeholte 
Stellungnahme des jeweils betroffenen Regionalrates zur Vereinbarkeit des Braunkoh-
lenplanes mit dem Regionalplan (§ 28 Abs. 6 LPlG). 
 
Für die Prüfung der Vereinbarkeit des genannten Braunkohlenplanes mit dem Regional-
plan ist die Lage des Umsiedlungsstandortes von Interesse. Auf die in der Anlage beige-
fügte Zeichnerische Darstellung wird verwiesen. 
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0 Allgemeine Erläuterungen zum Braunkohlenplan 
 

Braunkohlenpläne legen auf der Grundlage des Landesentwicklungsprogramms und 

der Landesentwicklungspläne sowie in Abstimmung mit den Regionalplänen im Braun-

kohlenplangebiet Ziele der Raumordnung fest, soweit es für eine geordnete Braunkoh-

lenplanung erforderlich ist (§ 26 Abs.1 Landesplanungsgesetz(LPlG)). 

 

Der Gesetzgeber unterscheidet zwischen Braunkohlenplänen, die ein Abbauvorhaben 

betreffen und Braunkohlenplänen, die die Festlegung von Umsiedlungsstandorten zum 

Gegenstand haben (§ 26 Abs.2 LPlG). 

 

In Braunkohlenplänen, die ein Abbauvorhaben betreffen und für die eine Umweltprü-

fung, Umweltverträglichkeitsprüfung sowie eine Sozialverträglichkeitsprüfung durchzu-

führen ist, wird insbesondere festgelegt, 

 

- wie weit sich der Tagebau räumlich erstreckt und welche Ortschaften betroffen 

sind, 

- wie nachteilige Folgen des Tagebaus (z.B. für den Wasser- und Naturhaushalt) 

vermieden bzw. gemindert werden, 

- zu welchen Zeitpunkten Straßen vom Abbau erfasst und wie die Verkehrsbezie-

hungen aufrechterhalten werden, 

- wie das Abbaugebiet rekultiviert wird. 
 
In Braunkohlenplänen, die die Festlegung von Umsiedlungsstandorten zum Gegen-

stand haben, erfolgt auf Basis einer Umwelt- sowie einer Sozialverträglichkeitsprüfung 

und insbesondere die Festlegung 

 

- der umzusiedelnden Ortschaften, 

- der Umsiedlungsfläche, 

- des Umsiedlungszeitraums. 

(S. dazu §§ 26 Abs.2 Satz 3 ff., 27 Abs. 6 LPlG)) 
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Für die Erstellung von Braunkohlenplänen gibt es ein im Landesplanungsgesetz gere-

geltes Verfahren. Abbildung 1 gibt das Verfahren wieder, das ein Braunkohlenplan 

durchlaufen muss, der die Festlegung von Umsiedlungsstandorten zum Gegenstand 

hat. 

 

Mit Datum vom 31.03.1995 genehmigte die Landesplanungsbehörde des Landes Nord-

rhein-Westfalen den Braunkohlenplan Garzweiler II. 

 

Im landesplanerisch genehmigten Abbaugebiet Garzweiler II befinden sich u.a. noch die 

Ortschaften Keyenberg, Kuckum, Unter-/Oberwestrich sowie Berverath (Stadt Er-

kelenz), deren Umsiedlung dem Abbaufortschritt folgend erforderlich wird. Um die je-

weils von der Umsiedlung betroffene Generation an den Planungen zu beteiligen, wird 

das entsprechende Braunkohlenplanverfahren im Regelfall mit einem Vorlauf von 15 

Jahren zur bergbaulichen Inanspruchnahme der betroffenen Ortschaft begonnen. 

Die bergbauliche Inanspruchnahme der Ortschaften ist nach derzeitigen Planungen ab 

dem Jahr 2023 für Keyenberg, für Kuckum, Unter- und Oberwestrich und Westricher 

Mühle das Jahr 2027 und für die Kuckumer Mühle und Berverath das Jahr 2028 vorge-

sehen. Vor diesem Hintergrund hat der Braunkohlenausschuss in seiner Sitzung am 

20.12.2010 die Regionalplanungsbehörde Köln mit der Erstellung je eines Vorentwurfes 

für die Umsiedlungsmaßnahme Keyenberg und die Umsiedlungsmaßnahmen Kuckum, 

Unter-/Oberwestrich sowie Berverath als Grundlage für den Beschluss zur Erarbeitung 

der entsprechenden Braunkohlenpläne beauftragt. In der gleichen Sitzung beschloss 

der Braunkohlenausschuss die Bildung eines Arbeitskreises aus seiner Mitte nach § 23 

Abs. 3 Landesplanungsgesetz (LPlG) NRW. Der Arbeitskreis wurde damit beauftragt, 

die Arbeiten der Regionalplanungsbehörde an den Planentwürfen zu begleiten und die 

entsprechenden Beschlüsse des Braunkohlenausschusses vorzubereiten. 

 

In seiner ersten Sitzung am 31.10.2012 führte der Arbeitskreis eine Befahrung mögli-

cher Umsiedlungsstandorte (Erkelenz-Nord und Schwanenberg) durch und erklärte sich 

damit einverstanden, dass diese möglichen Umsiedlungsstandorte zur Wahl gestellt 

werden sollten. Darüber hinaus befürwortete der Arbeitskreis, dass die Planung für die 

Umsiedlung von Keyenberg, Kuckum, Unter- und Oberwestrich sowie Berverath in ei-

nem gemeinsamen Braunkohlenplanverfahren weitergeführt wird. 
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Abbildung 1: 
Ablauf eines Braunkohlenplanverfahrens zur Festlegung von Umsiedlungsstandorten 
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Der B R A U N K O H L E N A U S S C H U S S  
beauftragt die Regionalplanungsbehörde Köln mit der Erstellung eines Vorentwurfs für einen Braun-
kohlenplan als Folge der vorgesehenen bergbaulichen Inanspruchnahme eines Ortes. Für Braun-
kohlenpläne, die die Festlegung von Umsiedlungsstandorten zum Gegenstand haben, muss die 
Prüfung der Sozialverträglichkeit erfolgen (§ 27 Abs. 6 LPlG). Die Unterlagen zur Prüfung der Sozi-
alverträglichkeit müssen Angaben gem. § 27 Abs. 6 Satz 2 LPlG enthalten. 
Mögliche Standortvorschläge für den Umsiedlungsstandort werden Gegenstand einer Umweltprü-
fung (§ 27 Abs. 6 und § 12 Abs. 4 LPlG i.V.m. § 9 Abs. 1 ROG). 
Der Bergbautreibende legt die Angaben zur Prüfung der Sozialverträglichkeit und zur Umweltprü-
fung vor. 
Die Entscheidung für den Umsiedlungsstandort erfolgt über eine Standortwahl oder eine Standort-
befragung. Der mehrheitlich gewünschte Umsiedlungsstandort wird Gegenstand des Vorentwurfes. 
Die Regionalplanungsbehörde erstellt den Vorentwurf eines Braunkohlenplanes, der eine vorläufige 
Umweltprüfung und eine vorläufige Sozialverträglichkeitsprüfung enthält. 
Der Braunkohlenausschuss beschließt die Erarbeitung des Braunkohlenplanes, der Planvorentwurf 
wird damit zum Planentwurf. 
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Anregungen von öffentlichen Stellen zum Pla-
nentwurf, zur vorläufigen Umwelt- und Sozial-
verträglichkeitsprüfung sowie zu den SVP- und 
UP-Angaben. 
(§ 28 Abs. 1 LPlG) 

 

Öffentliche Auslegung des Planentwurfs mit 
vorläufiger Umwelt- und Sozialverträglichkeits-
prüfung sowie der SVP- und UP-Angaben in 
betroffenen Gemeinden; 
Anregung von jedermann. 
(§ 28 Abs. 3 LPlG) 

Falls eine Änderung des Planes aufgrund der eingegangenen Anregungen erkennbar ist, prüft der 
Braunkohlenausschuss die Anregungen, entscheidet darüber, ob der Plan geändert werden muss 
und beschließt ggf. über eine erneute Beteiligung/Offenlage. 
(§ 13 Abs. 3 LPlG) 

Erörterung aller Anregungen mit den öffentli-
chen Stellen.   

   
Die Regionalplanungsbehörde schließt die Umwelt- und Sozialverträglichkeitsprüfung ab.  
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 Dem Braunkohlenausschuss wird über das Ergebnis der Erörterung mit den öffentlichen Stellen von 
der Regionalplanungsbehörde berichtet (§ 28 Abs. 1 Satz 5 LPlG). Außerdem unterrichtet die Regi-
onalplanungsbehörde den Braunkohlenausschuss über alle vorgebrachten Anregungen aufgrund 
der öffentlichen Auslegung (§ 28 Abs. 3 Satz 6 LPlG). Der Braunkohlenausschuss prüft alle Anre-
gungen und entscheidet unter Berücksichtigung der Umweltprüfung und der Bewertung hinsichtlich 
der Sozialverträglichkeit über die Aufstellung des Braunkohlenplanes (§ 28 Abs. 5 LPlG). 
Der Regionalrat nimmt zur Vereinbarkeit des Braunkohlenplanes mit dem Regionalplan Stellung; 
außerdem hat die Benehmensherstellung mit dem Erftverband zu erfolgen (§ 12 Abs. 1 ErftVG). 
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Die Landesplanungsbehörde entscheidet über die Genehmigung des Braunkohlenplanes im Ein-
vernehmen mit den fachlich zuständigen Landesministerien und im Benehmen mit dem zuständigen 
Landtagsausschuss nach Maßgabe des § 29 Abs. 1 LPIG. 
Die Genehmigung wird im Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land Nordrhein-Westfalen bekannt 
gemacht (§ 14 LPlG). 
Der Plan kann bei der Regionalplanungsbehörde Köln und den betroffenen Kreisen und Gemeinden 
eingesehen werden; in der Bekanntmachung wird darauf hingewiesen (§ 14 LPlG). 
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Für Braunkohlenpläne, die die Festlegung von Umsiedlungsstandorten zum Gegen-

stand haben, muss die Prüfung der Sozialverträglichkeit erfolgen (§ 27 Abs. 6 LPlG). 

Die Unterlagen zur Prüfung der Sozialverträglichkeit müssen Angaben gem. § 27 Abs. 6 

Satz 2 LPlG enthalten. Mögliche Standortvorschläge für den Umsiedlungsstandort wer-

den Gegenstand einer Umweltprüfung (§ 27 Abs. 6 und § 12 Abs. 4 LPlG i.V.m. § 9 

Abs. 1 ROG). Der Bergbautreibende legte die Angaben zur Prüfung der Sozialverträg-

lichkeit und zur Umweltprüfung im Januar 2014 vor. 

Der Braunkohlenausschuss ist in seiner 148. Sitzung am 28.04.2014 zunächst der 

Empfehlung seines Arbeitskreises vom 31.10.2012 gefolgt und beschloss, dass die 

Planung für die Umsiedlung von Keyenberg, Kuckum, Unter- und Oberwestrich sowie 

Berverath in einem gemeinsamen Braunkohlenplanverfahren weitergeführt wird. Des 

Weiteren beschloss er, die Erarbeitung des Braunkohlenplans Umsiedlung Keyenberg, 

Kuckum, Unter-/Oberwestrich, Berverath – auf der Grundlage des Planvorent-

wurfs/Stand Februar 2014 mit der Ergänzung durch die Landesregierung des Kapi-

tels 1.2 „Position der Landesregierung“/Stand 31.03.2014. In einem weiteren Beschluss 

derselben Sitzung legte er den Kreis der im Verfahren zu beteiligten Stellen und die Be-

teiligungsfristen sowie die Frist für die öffentliche Auslegung fest. 

Der Braunkohlenplan-Entwurf mit Stand April 2014 und die dazu gehörenden Unterla-

gen wurden an die beteiligten Stellen mit Schreiben vom 07.05.2014 und einer Beteili-

gungsfrist vom 14.05. bis zum 15.09.2014 gesandt. Darüber hinaus wurden die Unter-

lagen in der Zeit vom 14.05.2014 bis einschließlich 13.08.2014 im Rathaus der Stadt 

Erkelenz öffentlich ausgelegt. 

Die eingegangenen Anregungen wurden mit den Beteiligten am 13.04.2015 mit dem 

Ziel erörtert, einen Ausgleich der Meinungen herbeizuführen. Das Ergebnis dieser Erör-

terung wurde zur Vorbereitung der Entscheidung durch den Braunkohlenausschuss 

dem Arbeitskreis am 11.05.2015 vorgelegt. Der Braunkohlenausschuss beschloss in 

seiner 151. Sitzung am 22.06.2015 wie mit den Anregungen umzugehen ist und die 

Aufstellung des Braunkohlenplans Umsiedlung Keyenberg, Kuckum, Unter-

/Oberwestrich, Berverath. 

 



1 Energiewirtschaftliche und energiepolitische Rahmenbedingungen 
 Vorbemerkung  5 

1 Energiewirtschaftliche und energiepolitische Rahmenbedingungen 
 
Vorbemerkung 
 
Das vorliegende Plankapitel legt umfassend dar, dass die energiewirtschaftlichen und 

energiepolitischen Voraussetzungen für eine planmäßige Entwicklung des Tagebaus 

Garzweiler nach wie vor gegeben sind. 

Materialien, die in diesem Zusammenhang eine Rolle spielen, können u.a. folgenden 

Quellen entnommen werden: 

1. Institut für Energiewirtschaft und Rationelle Energieanwendung (IER), Rhei-
nisch-Westfälisches Institut für Wirtschaftsforschung (RWI), Zentrum für Euro-
päische Wirtschaftsforschung (ZEW), Die Entwicklung der Energiemärkte bis 
2030 – Energieprognose 2009, Untersuchung im Auftrag des Bundesministe-
riums für Wirtschaft und Technologie, Berlin, März 2010, www.ier.uni-
stuttgart.de 

2. Langfristszenarien und Strategien für den Ausbau der erneuerbaren Energien 
in Deutschland bei Berücksichtigung der Entwicklung in Europa und global, 
Berlin 2012; www.erneuerbare-energien.de 

3. Bundesministerium für Wirtschaft und Technologie, Energiedaten und Ener-
gieprognosen zur nationalen und internationalen Entwicklung, regelmäßig ak-
tualisiert, www.bmwi.de/BMWi/Navigation/Energie/statistik-und-
prognosen.html 

4. International Energy Agency, World Energy Outlook 2013, Paris 2013 mit 
Kurzfassung in deutscher Sprache) www.worldenergyoutlook.org 

5. BGR (2013), Energiestudie 2013. Reserven, Ressourcen und Verfügbarkeit 
von Energierohstoffen (17), Hannover 

6. U.S. Energy Information Administration, International Energy Outlook 2013, 
Washington, July 2013; www.eia.gov 

7. World Energy Council, World Energy Scenarios to 2050, London, October 
2013; www.worldenergy.org 

8. Weltenergierat – Deutschland, Energie für Deutschland 2013, Berlin, Juni 
2013; www.weltenergierat.de 

9. McKinsey & Company, A Cost Curve for Greenhouse Gas Reductions, The 
McKinsey Quarterly, 2007, Number 1; www.mckinsey.com 

10. BDI initiativ und McKinsey & Company, Kosten und Potenziale der Vermei-
dung von Treibhausgasemissionen in Deutschland, Berlin 2007  

11. Deutsche Physikalische Gesellschaft, Elektrizität: Schlüssel zu einem nachhal-
tigen und klimaverträglichen Energiesystem, Bad Honnef, Juni 2010; 
www.dpg-physik.de/veroeffentlichung/broschueren/studien/energie_2010.pdf 

12. Energieszenarien für ein Energiekonzept der Bundesregierung 
(EWI/Prognos/GWS), August 2010 
www.bmwi.de/BMWi/Navigation/Presse/pressemitteilungen,did=356354.html 

13. Energieszenarien 2011 (EWI/Prognos/GWS), Juli 2011, 
www.prognos.com/fileadmin/pdf/publikationsdatenbank/11_08_12_Energiesze
narien_2011.pdf 

14. European Climate Foundation (ECF), Roadmap 2050, April 2010; 
www.europeanclimate.org bzw. www.roadmap2050.eu 

http://www.ier.uni-stuttgart.de/
http://www.ier.uni-stuttgart.de/
http://www.erneuerbare-energien.de/
http://www.bmwi.de/BMWi/Navigation/Energie/statistik-und-prognosen.html
http://www.bmwi.de/BMWi/Navigation/Energie/statistik-und-prognosen.html
http://www.worldenergyoutlook.org/
http://www.eia.gov/
http://www.worldenergy.org/
http://www.weltenergierat.de/
http://www.mckinsey.com/
http://www.dpg-physik.de/veroeffentlichung/broschueren/studien/energie_2010.pdf
http://www.bmwi.de/BMWi/Navigation/Presse/pressemitteilungen,did=356354.html
http://www.prognos.com/fileadmin/pdf/publikationsdatenbank/11_08_12_Energieszenarien_2011.pdf
http://www.prognos.com/fileadmin/pdf/publikationsdatenbank/11_08_12_Energieszenarien_2011.pdf
http://www.roadmap2050.eu/
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15. BDI initiativ und McKinsey & Company, Kosten und Potenziale der Vermei-
dung von Treibhausgasemissionen in Deutschland, Sektorperspektive Ener-
gie, Berlin 2007 

16. BP p.l.c., BP Statistical Review of World Energy, London 2013, www.bp.com 
17. BP, BP Energy Outlook 2035, London, January 2014; www.bp.com 
18. ExxonMobil, The Outlook for Energy: A View to 2040, Irving, Texas, 2013; 

www.exxonmobil.com 
19. Shell, New Lens Scenarios, London, March 2013, www.shell.com 
20. Deutscher Bundestag, Antwort der Bundesregierung auf die Große Anfrage 

der Abgeordneten Dr. Reinhard Loske, Hans-Josef Fell, Cornelia Behm, weite-
rer Abgeordneter und der Fraktion Bündnis 90/DIE GRÜNEN – Drucksache 
16/5164 – Klimaschutz durch den Einsatz von CO2-Abscheidung und -
Lagerung, 23.11.2007 

21. Eurelectric, Power Statistics & Trends, Brussels, December 2012; 
http://www.eurelectric.org 

22. Eurelectric, Power Choices, Pathways to Carbon-Neutral Electricity in Europe 
by 2050, Brussels, 2010; www.eurelectric.org 

23. Eurelectric, Power Choices Reloaded: Europe´s Lost Decade?, Brussels 2013; 
www.eurelectric.org 

24. Prognos AG, The Future Role of Coal in Europe, Berlin & Basel 2007; 
www.braunkohle.de 

25. Prognos AG, Ökonomische Effekte der Einführung von CCS in die Stromer-
zeugung, Basel, 17.02.2009; www.rwe.com 

26. Prognos AG, Auswirkungen von verschärften Klimaschutzzielen auf Wirt-
schaftsstruktur sowie Wachstum und Beschäftigung in Deutschland und in der 
EU, Basel, Berlin, Osnabrück, 07.12.2009; www.prognos.com 

27. DEBRIV, Braunkohle in Deutschland 2013 – Profil eines Industriezweiges, 
Köln 2013; www.braunkohle.de 

28. RWE Power AG, Weltmarkt für Steinkohle, Essen 2007; www.rwe.com 
29. Deutscher Bundestag, Bericht des Ausschusses für Bildung, Forschung und 

Technikfolgenabschätzung, CO2-Abscheidung und -Lagerung bei Kraftwerken, 
BT-Drucksache 16/9896 vom 01.07.2008 

30. International Energy Agency, CO2 Capture and Storage – A key carbon 
abatement option, Paris 2008 

31. M. Frondel, N. Ritter, Ch. M. Schmidt, Rheinisch-Westfälisches Institut für 
Wirtschaftsforschung (RWI), Deutschlands Energieversorgungsrisiko gestern, 
heute und morgen, Essen, 2008 

32. Bundesregierung, Energiekonzept für eine umweltschonende, zuverlässige 
und bezahlbare Energieversorgung, Berlin 2010; 
www.bmu.de/files/pdfs/allgemein/application/pdf/energiekonzept_bundesregier
ung.pdf 

33. European Comission, EU Energy, Transport and GHG Emissions Trends to 
2050, Reference Scenarion 2013, Brussels 2013; 
ec.europa.eu/transport/media/publications/doc/trends-to-2050-update-
2013.pdf 

34. Europäische Kommission, Roadmap for moving to a competitive low-carbon 
economy in 2050, Brüssel, 8.3.2011; 
ec.europa.eu/clima/policies/roadmap/index_en.htm  

35. Europäische Kommission, Energiefahrplan 2050, Brüssel, 15.12.2011; eur-
lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=COM:2011:0885:FIN:DE:PDF 

http://www.bp.com/
http://www.bp.com/
http://www.exxonmobil.com/
http://www.shell.com/
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1.1 Sachgrundlagen und Prognosen 
 
1.1.1 Weltweite Energieversorgung 

1.1.1.1 Entwicklung in den letzten zehn Jahren 

Der globale Energieverbrauch ist in den vergangenen zehn Jahren – abgesehen von 

einem durch die wirtschaftliche Entwicklung bedingten Rückgang im Jahr 2009 – (minus 

1 % im Vergleich zum Jahr 2008) kontinuierlich gestiegen. 2012 belief sich der globale 

Primärenergieverbrauch auf 17,8 Milliarden Tonnen Steinkohleneinheiten (Mrd. t SKE). 

Das waren 30 % mehr als 2002. 

Mehr als drei Viertel des verzeichneten Anstiegs gehen auf die Entwicklung im asia-

tisch/pazifischen Raum, insbesondere in China, zurück. Daneben nahm der Energie-

verbrauch im Mittleren Osten, in Afrika und in Südamerika zu. In Europa und in Nord-

amerika blieb der Primärenergieverbrauch im Zeitraum 2002 bis 2012 weitgehend kon-

stant. 

46 % des gesamten globalen Verbrauchsanstiegs, der während der letzten zehn Jahre 

zu verzeichnen war, wurde durch Kohle gedeckt. 42 % trugen Erdgas und Erdöl dazu 

bei. Die erneuerbaren Energien (einschließlich Wasserkraft) deckten – trotz der prozen-

tual größten Zuwächse – nur 14 % der seit 2002 weltweit zusätzlich nachgefragten 

Energiemenge. Der Beitrag der Kernenergie ging leicht zurück (minus 2 Prozentpunk-

te). Damit ist der Anteil fossiler Energieträger an der Deckung des gesamten Primär-

energieverbrauchs mit 87 % in der vergangenen Dekade unverändert geblieben. 

Auf der Angebotsseite war 2012 vor allem die Entwicklung in den USA bemerkenswert. 

So realisierten die USA dank verstärkter Förderung nicht-konventioneller Ressourcen 

den weltweit stärksten Anstieg der Öl- und Gasförderung. Die USA sind damit das 

weltweit größte Gas-Förderland – vor Russland. Der Anteil der inländischen Förderung 

an der Deckung des Gasverbrauchs hat sich damit auf 94 % erhöht. Auch bei Öl ist ein 

Anstieg des Anteils inländischer Förderung an der Deckung des Verbrauchs zu ver-

zeichnen, und zwar seit 2002 um zehn Prozentpunkte auf 48 %. Die USA setzen somit 

zur Erhöhung der Sicherheit der Energieversorgung und zur Verbesserung der Wettbe-

werbsfähigkeit des Wirtschaftsstandorts auf die verstärkte Nutzung heimischer Öl- und 

Gasreserven. 

Die weltweite Stromerzeugung hat in den vergangenen zehn Jahren überproportional 

stark zugenommen. So betrug die globale Brutto-Stromerzeugung 2012 rund 22 504 
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TWh. Das waren 39 % mehr als 2002. Von der 2012 realisierten Stromerzeugung ent-

fielen 68 % auf fossile Energieträger, 11 % auf Kernenergie, 16 % auf Wasserkraft und 

5 % auf andere erneuerbare Energien. 

Kohle ist mit einem Anteil von 41 % der Energieträger Nr. 1 in der Stromerzeugung. Da-

von entfallen 37 Prozentpunkte auf Steinkohle und 4 Prozentpunkte auf Braunkohle. 

Diese starke Position konnte die Kohle in den vergangenen Jahren behaupten – insbe-

sondere deshalb, weil sie als vergleichsweise kostengünstig verfügbare Energiequelle 

maßgeblich zum Ausbau der Stromversorgung in den wachstumsstarken Schwellen- 

und Entwicklungsländern, wie insbesondere China und Indien, herangezogen worden 

ist. 

 

1.1.1.2 Perspektiven der Welt-Energieversorgung 

Zur künftigen weltweiten Entwicklung von Angebot und Nachfrage im Energiebereich 

haben verschiedenste Institutionen Analysen vorgelegt. Dies sind insbesondere die In-

ternationale Energie-Agentur (IEA) und die U.S. Energy Information Administration 

(EIA) sowie die internationalen Öl- und Gaskonzerne ExxonMobil, Shell und BP. Ferner 

hat der World Energy Council (WEC) im Oktober 2013 die „World Energy Scenarios to 

2050“ präsentiert. 

In allen veröffentlichten Szenarien (IEA, EIA, WEC und Shell) und Prognosen (Exxon-

Mobil und BP) wird von der Annahme eines auch künftig steigenden Weltenergiever-

brauchs ausgegangen. Zum künftigen Energiemix ist festzuhalten, dass den erneuerba-

ren Energien das größte Wachstumspotenzial zugeschrieben wird. Dennoch behalten 

die fossilen Energien, also Kohle, Erdöl und Erdgas, noch auf Jahrzehnte eine dominie-

rende Rolle bei der Deckung des globalen Energiebedarfs. Die Kernenergie wird unter-

schiedlich eingeschätzt. Eine wachsende Bedeutung wird der Kernenergie allenfalls in 

bestimmten Weltregionen, vor allem in Asien, zugeschrieben. In einer Reihe von Welt-

regionen wird eher mit einem künftig rückläufigen Beitrag der Kernenergie gerechnet. 

 

Modellrechnungen der IEA bis 2035 
Die Internationale Energie-Agentur (IEA) hat im November 2013 erneut einen World 

Energy Outlook (WEO) veröffentlicht. Darin wird untersucht, welche Auswirkungen die 

veränderte „Weltkarte“ der Energiewirtschaft auf die globalen Energie- und Klimatrends 

in den kommenden Jahrzehnten (Zeithorizont 2035) haben können.  
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Drei Szenarien werden vorgestellt: 

1. New Policies Scenario  
2. Current Policies Scenario (Baseline-Scenario)  
3. 450 Scenario  

 

Der WEO 2013 klassifiziert, ebenso wie in den Ausgaben der beiden Vorjahre gesche-

hen, das New Policies Scenario (NPS) als zentrales Szenario. Das 450 Scenario ist als 

„Zielszenario“ zu verstehen, das ausweist, welche Entwicklung eintreten müsste, damit 

das 2-Grad-Ziel eingehalten wird.  

Die wichtigsten Erkenntnisse, die von der IEA im Rahmen des New Policies Scenario 

vermittelt werden, sind: 

- Der weltweite Primärenergieverbrauch erhöht sich bis 2035 mit jahresdurch-
schnittlichen Raten von 1,2 %. Damit wird der globale Energieverbrauch 2035 
um 33% höher sein als im Jahr 2011. Auf Nicht-OECD-Staaten entfallen über 90 
% des erwarteten Anstiegs des globalen Energieverbrauchs. 

- Alle Energieträger müssen wachsende Beiträge zur Deckung des künftigen 
Energieverbrauchs leisten. In absoluten Größen nimmt die Nachfrage nach Erd-
gas am stärksten zu. Erneuerbare Energien verzeichnen die größten Steige-
rungsraten. Der Kohlenverbrauch ist 2035 um knapp ein Fünftel höher als 2011. 

- 2035 werden auf Öl, Kohle, Erdgas und die CO2-freien Energien (Kernenergie 
und erneuerbare Energien) jeweils rund ein Viertel des globalen Primärenergie-
verbrauchs entfallen. 

- Die weltweite Erzeugung von Elektrizität (brutto) nimmt von 22,1 Mrd. MWh im 
Jahr 2011 um 68 % entsprechend 2,2 % pro Jahr auf 37,2 Mrd. MWh im Jahr 
2035 zu. Mehr als 80 % dieses Anstiegs ist Nicht-OECD-Staaten zuzurechnen. 
Für China wird ein Zuwachs der Stromerzeugung um 119 % prognostiziert. Da-
mit wäre China 2035 mit 28 % an der globalen Stromerzeugung beteiligt. 

- Die CO2-Emissionen erhöhen sich von 31,2 Mrd. t im Jahr 2011 um knapp 20 % 
auf 37,2 Mrd. t im Jahr 2035. 
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Abbildung 2: Globale Stromerzeugung [TWh] 

 
Quelle: International Energy Agency, World Energy Outlook, 2013 

 

 

Fazit: Alle Energieträger werden zukünftig verstärkt nachgefragt. Kohle bleibt Energie-

träger Nr. 1 in der globalen Stromerzeugung. Gemessen am gesamten Primärenergie-

verbrauch hält Kohle auch 2035 – hinter Öl und gefolgt von Erdgas – den zweiten Rang. 

 

Ausblick der U.S. Energy Information Administration 
Am 25. Juli 2013 hat die US Energy Information Administration (EIA) eine Neuauflage 

des International Energy Outlook vorgelegt. Darin zeigt die EIA auf, wie sich die Ent-

wicklung der Weltenergieversorgung unter den getroffenen Annahmen und bei Zugrun-

delegung der gewählten Methodologien bis zum Jahr 2040 darstellen könnte. Im Zent-

rum der Analyse steht die Reference Case Projection.  

Auf Basis dieser Annahmen ergibt sich ein Anstieg des globalen Primärenergiever-

brauchs von 18,7 Mrd. t SKE im Jahr 2010 um 56 % entsprechend 1,5 % pro Jahr auf 

29,3 Mrd. t SKE im Jahr 2040.  

Erneuerbare Energien und Kernenergie nehmen am stärksten zu – jeweils um 2,5 % 

pro Jahr. Allerdings decken fossile Energien auch im Jahr 2040 noch rund 80 % des 

Primärenergieverbrauchs. Erdgas ist der fossile Energieträger mit dem größten Wachs-

tumspotenzial. Der Verbrauch an Erdgas steigt mit jahresdurchschnittlichen Raten von 

1,7 %. Die Vergleichszahlen für Kohle und Öl lauten 1,3 % bzw. 0,9 %. 

Die globale Netto-Stromerzeugung steigt im Reference Case von 20,2 Mrd. MWh im 

Jahr 2010 um 93 % auf 39,0 Mrd. MWh im Jahr 2040. Sämtliche Energiequellen – au-

ßer Öl – tragen mit wachsenden Beiträgen zur Deckung des künftigen Stromverbrauchs 

bei. 
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Fazit: Nach dieser Einschätzung bleibt Kohle der wichtigste Energieträger für die Strom-

erzeugung. So werden 2040 gut 35 % der Stromerzeugung durch Kohle bereit gestellt 

(2010: 40 %). Erneuerbare Energien leisten einen Beitrag von 25 % (2010: 21 %). Auf 

Erdgas entfallen 24 % (2010: 22 %) und auf Öl 2 % (2010: 4 %). Kernenergie trägt mit 

14 % zur Stromerzeugung bei (2010: 13 %). 
 
World Energy Scenarios to 2050 des World Energy Council 
Der Weltenergiekongress im Herbst 2010 in Montreal war der Startpunkt zur Erstellung 

weltweiter Energieszenarien durch eine international besetzte Arbeitsgruppe des World 

Energy Council (WEC).  

Es wurden regelmäßig Workshops durchgeführt, die in New Delhi, Johannesburg, Lon-

don, Beijing, Cancun und Washington stattgefunden haben, um die Sicht aus den ver-

schiedenen Weltregionen einzubeziehen. Die Arbeitsgruppe hat sich auf zwei Szenari-

en verständigt, um die Energiewelt bis 2050 umfassend zu beschreiben. Zur bildhaften 

Charakterisierung der Szenarien hat man sich verschiedener Musikrichtungen bedient. 

So wurden die zwei gewählten Pfade mit Jazz und Symphony benannt. 

Diese beiden Szenarien sollen das „Energie-Trilemma“ adressieren. Das beinhaltet so-

ziale Gerechtigkeit, Energie-Versorgungssicherheit sowie die Klima- und Umwelt-

schutzdimension. 

Bei den WEC-Szenarien handelt sich ebenfalls nicht um eine Prognose, sondern um 

plausible Ansichten, wie die Zukunft der Energieversorgung aussehen könnte. Die tat-

sächliche Entwicklung dürfte innerhalb des Fächers verlaufen, der mit den zwei Szena-

rien aufgespannt wird. 

Zentrale Ergebnisse der Studie, die im Rahmen der Weltenergiekonferenz im Oktober 

2013 in Daegu (Südkorea) vorgestellt wurden, sind: 

Der gesamte globale Primärenergieverbrauch erhöht sich von 18,6 Mrd. t SKE im Jahr 

2010 auf 30,0 (Jazz) bzw. 23,7 (Symphony) Mrd. t SKE im Jahr 2050. Das entspricht 

einem Anstieg um 61 % (Jazz) bzw. 27 % (Symphony).  

Zum künftigen Energiemix trifft die Studie folgende Aussagen: Die stärksten Wachs-

tumsraten werden für die erneuerbaren Energien ausgewiesen. In absoluten Größen 

behalten die fossilen Energien allerdings auch 2050 noch eine starke Rolle. So beläuft 

sich der Anteil von Öl, Kohle und Erdgas am globalen Primärenergieverbrauch 2050 auf 

77 % (Jazz) bzw. 59 % (Symphony) gegenüber 79 % im Jahr 2010. Der Beitrag der er-

neuerbaren Energien steigt von 15 % im Jahr 2010 auf 19 % (Jazz) bzw. knapp 30 % 
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(Symphony) im Jahr 2050. Kernenergie trägt 2050 mit 4 % (Jazz) bzw. 11 % (Sympho-

ny) zur Deckung des gesamten globalen Primärenergieverbrauchs bei. 

Die globale Stromerzeugung erhöht sich zwischen zwei- und viermal so stark wie der 

Primärenergieverbrauch. Für Jazz wird ein Anstieg von 21,5 Mrd. MWh im Jahr 2010 

um 150 % auf 53,6 Mrd. MWh im Jahr 2050 berechnet. Für Symphony beträgt der An-

stieg rund 120 % auf 47,9 Mrd. MWh. 

Die Versorgung mit Strom nimmt an Bedeutung zu. Der Anteil von Strom am Endener-

gieverbrauch (Elektrifizierungsgrad) wächst bis 2050 stark. So wird im Szenario Jazz für 

2050 ein Elektrifizierungsgrad von 30 % und im Szenario Symphony sogar von 36 % - 

gegenüber 19 % im Jahr 2010 – ermittelt. Ferner verbessert sich der Zugang der Bevöl-

kerung zur Stromversorgung in beiden Szenarien. Waren 2010 noch 1 267 Millionen 

Menschen weltweit ohne Zugang zu Strom, so werden dies 2050 im Szenario Jazz nur 

noch 319 Millionen und im Szenario Symphony 530 Millionen sein. 

Der Stromerzeugungsmix ist einem erheblichen Wandel unterworfen. So vervier- bis 

verfünffacht sich die Stromerzeugung aus erneuerbaren Energien bis 2050 gegenüber 

2010 – am stärksten im Szenario Symphony. 

Der Anteil der erneuerbaren Energien an der gesamten Stromerzeugung nimmt damit 

von 20 % im Jahr 2010 auf knapp ein Drittel (Jazz) bzw. fast die Hälfte (Symphony) der 

gesamten globalen Stromerzeugung zu. Die Abscheidung und Speicherung von CO2 

(CCS) entfaltet im Szenario Symphony eine besonders starke Wachstumsdynamik. 

Mehr als die Hälfte der Stromerzeugung auf Basis fossiler Energien wird gemäß diesem 

Szenario 2050 in Anlagen mit CCS erfolgen. Unter Einbeziehung der Kernenergie sind 

damit 2050 in diesem Szenario über 80 % der Stromerzeugung CO2-frei – gegenüber 

40 % im Szenario Jazz. Zum Vergleich: 2010 war ein Drittel der weltweiten Stromer-

zeugung CO2-frei. 

Die CO2-Emissionen steigen in beiden Szenarien zunächst noch an. Im Szenario Jazz 

wird der Wendepunkt um das Jahr 2040 erreicht, im Szenario Symphony bereits um 

das Jahr 2020. Bei der Höhe der CO2-Emissionen bestehen deutliche Unterschiede 

zwischen den beiden Szenarien. So sind die CO2-Emissionen – trotz des Rückgangs 

gegen Ende des Betrachtungszeitraums – im Szenario Jazz im Jahr 2050 mit 44 Mrd. t 

um rund 45 % höher als 2010. Demgegenüber sind sie im Szenario Symphony mit 19 

Mrd. t im Jahr 2050 fast 40 % niedriger als heute. Entscheidend sind der erheblich stär-

kere Ausbau der erneuerbaren Energien sowie die Investitionen in Anlagen mit CCS – 

sowohl bei Kohle und Gas als auch bei Biomasse. 
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Shell Energieszenarien bis 2060 
In der im März 2013 veröffentlichten Shell-Studie „New Lens (Neuer Blickwinkel) Scena-

rios – a Shift in Perspective for a World in Transition“ wird die gegenwärtige Periode als 

eine Zeit des Übergangs charakterisiert. Angesichts der Unsicherheit über die Zukunft 

werden zwei alternative Entwicklungspfade für das 21. Jahrhundert beschrieben, denen 

mögliche Ausprägungen der Weltwirtschaft und Energieversorgung zugrunde liegen. 

Die zwei gewählten Szenarien sind bildhaft mit „Mountains“ bzw. „Oceans“ bezeichnet.   

 

Das Mountains-Szenario 

Für 2060 wird der globale Primärenergieverbrauch auf knapp 34 Mrd. t SKE geschätzt – 

gegenüber 18 Mrd. t SKE im Jahr 2010. Der Bedarf steigt dabei in allen Regionen der 

Welt. Hinsichtlich der genutzten Energiequellen stellen sich deutliche Verschiebungen 

ein. Wichtigste Entwicklung ist hier die Erschließung umfangreicher neuer Erdgasquel-

len mittels Fracking. Dies entlastet die Ölpreisentwicklung spürbar; nach dem Erreichen 

des globalen Ölverbrauchs-Peak 2030 (6,8 Mrd. t SKE) sinkt der Bedarf und nur wenige 

Jahre später löst Erdgas das Öl als weltweit größte Energiequelle ab. Mit dem Aufkom-

men neuer Regionalmächte zur Mitte des Jahrhunderts wird Kohle als Energiequelle 

wieder wichtiger und deckt 2060 etwa 8,4 Mrd. t SKE ab (2010: 5,0 Mrd. t SKE). Die 

Gewinnung aus nuklearen Quellen verdreifacht sich bis 2060 auf 3,7 Mrd. t SKE. Er-

neuerbare Energieträger entwickeln sich stetig weiter und decken 2060 etwa 27 % des 

Primärenergiebedarfs. 62 % entfallen auch dann noch auf fossile Energien. Der Beitrag 

der Kernenergie macht 11 % aus. 

Die weltweite Elektrizitätserzeugung verdreifacht sich bis 2060 im Vergleich zum Stand 

des Jahres 2010. Erneuerbare Quellen spielen eine bedeutende Rolle. Allein Solar- und 

Windenergie decken 28 % des Bedarfs, der Anteil aller erneuerbaren Energien erreicht 

49 %. 2060 halten aber auch Kohle (25 %) und Kernenergie (16 %) noch einen großen 

Anteil. Erdgas (10 %) wird eine wichtige Rolle beim Ausgleich der fluktuierenden Ein-

speisung von Strom aus Wind und Sonne beigemessen. Die CO2-Emissionen steigen 

bis 2030 weiter an (41 Mrd. CO2), reduzieren sich danach aber deutlich auf 17 Mrd. t 

CO2, was fast einer Halbierung gegenüber dem heutigen Emissionsniveau entspricht.  

 

Das Oceans-Szenario 

Weltweit verdoppelt sich der Primärenergieverbrauch bis 2060 auf 36 Mrd. t SKE und 

übertrifft damit die im Mountains-Szenario aufgezeigte Entwicklung. In der EU und in 
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Nordamerika stagniert der Bedarf weitgehend, alle anderen Regionen treiben den Ver-

brauch jedoch deutlich nach oben. Die Entwicklung der unkonventionellen Erdgasvor-

kommen enttäuscht weitgehend und hat außerhalb der USA kaum Erfolg. Zwar legt der 

Erdgasverbrauch bis 2040 auf 6,4 Mrd. t SKE zu, doch übernimmt Erdgas keine domi-

nante Rolle, wie im Mountains-Szenario; insbesondere löst es nicht das Erdöl als wich-

tigste Quelle ab. Der Ölbedarf steigt weiter stark an und stabilisiert sich erst 2040 bei 

etwa 7,5 Mrd. t SKE. Dies treibt den Ölpreis in die Höhe, das Oceans-Szenario ist daher 

auch von dauerhaft hohen Öl- und Energiepreisen geprägt. 

Biomasse und Biotreibstoffe übernehmen mit der Entwicklung neuer Technologien ab 

2030/2040 einen wichtigen Teil der Bedarfsdeckung; 2060 beträgt deren Produktion 

zusammen genommen 3,3 Mrd. t SKE. Kohle ist weiterhin eine wichtige Basis der 

Energieerzeugung. Bis 2030 steigt der Bedarf deutlich auf 7,6 Mrd. t SKE an und stabi-

lisiert sich dann auf hohem Niveau. In Ermangelung politischer Unterstützung spielt 

Kernenergie nur eine vergleichsweise geringe Rolle. Zwar erhöht sich die Stromerzeu-

gung aus Kernenergie in absoluten Größen um 80 %; allerdings bleibt der Beitrag der 

Kernenergie zur Deckung des gesamten Primärenergiebedarfs auf 5 % begrenzt. Die 

hohen Preise herkömmlicher Energiequellen führen zu massiver Weiterentwicklung er-

neuerbarer Energien, die ab 2030 signifikante Anteile des Verbrauchs decken.  

 

Der Strombedarf wächst weltweit stark an; bis 2060 kommt es beinahe zu einer Vervier-

fachung im Vergleich zum Stand des Jahres 2010. Die Kohle übernimmt weiterhin eine 

bedeutende Rolle. Erneuerbare Energien entwickeln sich kontinuierlich weiter und de-

cken ab 2030 die steigende Nachfrage. Später verdrängen andere Energieträger die 

Kohle immer mehr. Allein die Solarenergie sorgt 2060 für fast die Hälfte der Strompro-

duktion. Mit einem höheren Anteil von Erneuerbaren wird ein immer größerer Teil des 

Energiebedarfs durch Strom gedeckt. Folge des höheren Wirtschaftswachstums ist 

auch ein stärkerer Anstieg der Emissionen von Treibhausgasen. Der CO2-Ausstoß 

nimmt auf 43 Mrd. t im Jahr 2030 zu und verbleibt dann auf hohem Niveau.  

Fazit: Grundsätzlich werden die größten Herausforderungen in den nächsten zwei Jahr-

zehnten ausgemacht. Es wird erwartet, dass sich der weltweite Bedarf an Wasser, Nah-

rung und Energie bis 2030 um 40 bis 50 Prozent erhöhen wird (was den Prognosen der 

UN entspricht). Hinzu kommen die Konsequenzen des Klimawandels, der je nach In-

tensität zu enorm hohen Kosten führen kann. Der Idee, den kompletten Energiebedarf 

aus erneuerbaren Quellen zu decken, wird mit großer Skepsis begegnet.  
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Outlook von ExxonMobil bis 2040 
ExxonMobil hat – im Unterschied zu Shell – mit seinem jährlichen Ausblick eine Prog-

nose zur Zukunft der globalen Energieversorgung bis 2040 vorgelegt. Gemäß der 2013 

veröffentlichten Analyse wächst der Weltenergieverbrauch bis 2040 – verglichen mit 

2010 – um 35 %.  

Nach Energieträgern ergibt sich weltweit folgendes Bild (2040 im Vergleich zu 2010): 

- Mineralöl: + 25 % 
- Erdgas: + 64 % 
- Kohle: Zunahme bis 2025 um 16 % und danach bis 2040 Rückgang auf das 

Ausgangsniveau im Jahr 2010 
- Kernenergie: Verdoppelung in absoluten Größen 
- Erneuerbare Energien: Erhöhung um 51 %, wobei sich der Beitrag der neuen er-

neuerbaren Energien (Wind, Sonne etc.) vervierfacht. 
 

Der Stromverbrauch steigt um 85 % und damit stärker als der gesamte Energiever-

brauch. Treiber dieser Entwicklung ist primär, und zwar zu mehr als drei Viertel, der In-

dustriesektor. Nach Einsatzenergien wird folgende Entwicklung prognostiziert: Verdop-

pelung des Beitrags von Erdgas und Kernenergie. Demgegenüber nimmt der Einsatz 

von Kohle bis 2025 nur noch um knapp 20 % zu und geht danach fast wieder auf das 

Niveau des Jahres 2010 zurück. Der Einsatz von Wasserkraft, Wind, Sonne und ande-

ren erneuerbaren Energien steigt bis 2040 um 140 % an. 

Fazit: Der Anteil der fossilen Energien an der Deckung des Primärenergieverbrauchs 

sinkt von 82 % im Jahr 2010 um fünf Prozentpunkte auf 77 % im Jahr 2040. Fossile 

Energien bleiben somit das Rückgrat der Energieversorgung. Der Beitrag der Kern-

energie erhöht sich im gleichen Zeitraum von 5 % auf 8 %. Erneuerbare Energien (ein-

schließlich Biomasse und Wasserkraft) legen von 13 % auf 15 % zu. 

 

BP Energy Outlook 2035 
Der jährliche Energy Outlook, zuletzt im Januar 2014 vorgelegt, basiert auf erwarteten 

Trends bezüglich Wirtschafts- und Bevölkerungswachstum sowie auf für wahrscheinlich 

gehaltenen Entwicklungen in Politik und Technologie.  

Auf Basis dieser Grundannahmen erwartet BP einen globalen Anstieg der Energienach-

frage von 41 % im Zeitraum 2012 bis 2035. Treiber sind die aufstrebenden Schwellen- 

und Entwicklungsländer. Auf der Angebotsseite werden Veränderungen im Versor-

gungsmuster erwartet. Nicht-konventionellen Öl- und Gasvorkommen wird eine wach-
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sende Bedeutung zugeschrieben. Die USA werden Selbstversorger mit Energie, wäh-

rend China und Indien zunehmend von Energieimporten abhängig werden. 

Der Anteil fossiler Energien am Primärenergieverbrauch beträgt auch 2035 noch 81 % 

gegenüber 86 % im Jahr 2012. Erneuerbare Energien (ohne Wasserkraft) kommen 

2035 auf 7 % gegenüber 2 % im Jahr 2012. Der Beitrag von Wasserkraft und von Kern-

energie bleibt konstant. 

Der Energieverbrauch zur Stromerzeugung nimmt im Zeitraum 2012 bis 2035 überpro-

portional stark zu und ist für 57 % des globalen Wachstums des Primärenergiever-

brauchs verantwortlich. Zur Deckung des wachsenden Stromverbrauchs tragen insbe-

sondere Gas und erneuerbare Energien bei. Demgegenüber verlieren Kohle und Öl 

Marktanteile. Trotzdem bleibt Kohle wichtigste Energiequelle zur Stromerzeugung. Ent-

sprechend ändert sich der Energiemix in der Stromerzeugung vor allem zugunsten von 

erneuerbaren Energien. Allerdings tragen erneuerbare Energien (ohne Wasserkraft ge-

rechnet) nach den BP-Analysen auch 2035 erst mit 13 % zur weltweiten Stromerzeu-

gung bei. Die CO2-Emissionen aus der Nutzung von Energie nehmen bis 2035 weiter 

zu, und zwar mit Raten von durchschnittlich 1,1 % pro Jahr. Das bedeutet, dass die 

CO2-Emissionen für 2035 um 29 % höher eingeschätzt werden als für 2012. Damit be-

wegen sie sich – trotz klimapolitischer Maßnahmen – auf einem Pfad oberhalb des von 

Klimawissenschaftlern empfohlenen Niveaus (450 ppm).  

Fazit: Zentrale Botschaften des Berichts sind: Die Marktkräfte und Wettbewerb sind die 

entscheidenden Treiber für Effizienz und Innovation – nicht nur bei der Hebung zusätz-

licher nicht-konventioneller Versorgungsquellen an Öl und Gas sondern auch für Ener-

gieeffizienz auf der Angebots- und Nachfrageseite und bei der Begrenzung des Wachs-

tums der CO2-Emissionen. Die steigende Nachfrage nach Energie kann gedeckt wer-

den, solange den Wettbewerbskräften der Raum gegeben wird, Technologie und Inno-

vation voranbringen zu können. 

Fazit weltweite Energieversorgung 

• In allen in den Vergleich einbezogenen Szenarien und Prognosen wird von einem 

künftig weiter steigenden Primärenergieverbrauch ausgegangen. 

• Fossile Energien bleiben bis 2050 die wichtigste Basis für die Energieversorgung. 

Ihr absoluter Beitrag zur Deckung des Energiebedarfs wird zunehmen. Der Anteil 

von Kohle, Erdöl und Erdgas am Primärenergieverbrauch liegt auch in Szenarien, 

die eine sehr ambitionierte Klimapolitik unterstellen, langfristig deutlich über 60 %. 
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• Erneuerbare Energien verzeichnen die stärksten Wachstumsraten unter allen Ener-

giequellen. Dennoch bleibt ihr Anteil an der Deckung des Primärenergieverbrauchs 

noch auf Jahrzehnte unterhalb von 30 %. 

• Kernenergie ist gemäß dem überwiegenden Teil der Szenarien und Prognosen kein 

„game changer“. Der künftige Beitrag der Kernenergie zur Deckung des Primär-

energieverbrauchs wird zwischen 5 bis 6 % entsprechend dem heutigen Anteil und 

maximal 10 % eingeschätzt. 

• Der Verbrauch an Kohle nimmt in den meisten Szenarien in absoluten Größen zu. 

In der Stromerzeugung bleibt Kohle im überwiegenden Teil der Szenarien weltweit 

wichtigster Energieträger. Dies gilt auch langfristig – also für die Zeit bis Mitte des 

21. Jahrhunderts. 

1.1.2 Energieversorgung in Europa 
Der Energieverbrauch der 27 Staaten der Europäischen Union (EU) betrug im Jahr 

2012 rund 1,67 Mrd. t Öläquivalent entsprechend 2,4 Mrd. t SKE. Dies entspricht rund 

13,4 % des weltweiten Verbrauchs an kommerzieller Energie. Damit ist die EU – nach 

dem Spitzenreiter China und hinter den USA – der drittgrößte Energiemarkt der Welt. 

Der Anteil der EU-27 an den weltweiten CO2-Emissionen hat sich von 20 % im Jahr 

1990 auf 12 % im Jahr 2012 verringert. Die Stromerzeugung in der EU-27 belief sich 

2012 auf rund 3.260 TWh. Daran waren die fossilen Energieträger mit 50 % beteiligt. 

Darunter hielten Kohle einen Anteil von 25 Prozentpunkten, Erdgas von 23 Prozent-

punkten sowie Öl von 2 Prozentpunkten. Kernenergie trug 27 % zur Stromerzeugung 

bei. Auf erneuerbare Energien entfielen 23 %, immerhin 5 Prozentpunkte mehr als noch 

2009. 

Die EU verfügt über vergleichsweise geringe eigene Energiereserven. So machen die 

gesamten Vorräte weniger als 4 % der weltweiten Reserven aus. Die Staaten der EU 

sind bereits heute darauf angewiesen, gut die Hälfte ihres Energiebedarfs durch Impor-

te aus Drittländern zu decken. Die EU ist damit weltweit größter Nettoimporteur von 

Energie: Öl und Gas werden aus Norwegen, aus Russland sowie aus außereuropäi-

schen Lieferquellen bezogen. Steinkohle stammt vor allem aus Russland, den USA, 

Kolumbien, Südafrika und Australien. Der Beitrag heimischer Energiequellen zur Ver-

sorgung der Gemeinschaft wird nach dem 2013 von der EU-Kommission vorgelegten 
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Reference Scenario „EU energy transport and GHG emissions trends to 2050“ ange-

sichts der begrenzten Reserven innerhalb der EU bis zum Jahr 2050 weiter sinken. 

 

Abbildung 3: Energie – Importabhängigkeit der EU-28 
                       Verhältnis zwischen Nettoimporten und Primärenergieverbrauch 
 

 
 
Quelle: Europäische Kommission, Directorate-General for Energy, EU energy transport and GHG emissions trends to 2050 – Refe-
rence Scenario 2013, Brussels 2013 
 
Vor diesem Hintergrund ist einer eigenen, nicht mit politischen Risiken behafteten Ener-

giebasis somit - auch unter Berücksichtigung des weltweit stark steigenden Energie-

hungers und der wachsenden politischen Unsicherheiten in einem erheblichen Teil der 

Versorgungsländer – eine steigende Bedeutung beizumessen. Der Ausbau der erneu-

erbaren Energien sowie die heimische Braunkohle und auch noch die Steinkohle tragen 

dazu bei, die Energieversorgung in Europa und auch in Deutschland – zu einem be-

trächtlichen Teil – dem Risiko internationaler Konflikte, Lieferengpässe oder Preis-

sprünge zu entziehen.  

 

Beschlüsse und Strategien der EU 
Für die mittelfristige energie- und klimapolitische Ausrichtung der EU sind die so ge-

nannten 3 x 20 %-Beschlüsse von besonderer Relevanz, die der Rat der Europäischen 

Union am 8./9. März 2007 gefasst hat. Diese Beschlüsse zielen darauf, 

- die Emissionen an Treibhausgasen in der EU bis 2020 gegenüber 1990 um min-
destens 20 % zu verringern, 

- den Anteil erneuerbarer Energien am Endenergieverbrauch der EU auf 20 % zu 
erhöhen sowie 

- die Energieeffizienz um 20 % zu steigern; und zwar durch eine Reduzierung des 
Energieverbrauchs um 20 % im Vergleich zu dem in einem „business-as-usual“-
Fall für 2020 zu erwartenden Verbrauchswert. 
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Der Umsetzung dieser Beschlüsse dient das Klima- und Energiepaket der EU, das die 

EU-Kommission am 23. Januar 2008 vorgelegt hat. Zentrale Elemente dieses Pakets 

sind drei Richtlinienvorschläge, und zwar 

- zur Verbesserung und Ausweitung des Treibhausgas-Emissionshandelssystems, 
- zur Förderung erneuerbarer Energien und  
- zur geologischen Speicherung von Kohlendioxid. 

 
Die Richtlinie 2009/29/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 23. April 

2009 zur Änderung der Richtlinie 2003/87/EG zwecks Verbesserung und Ausweitung 

des Gemeinschaftssystems für den Handel mit Treibhausgasemissionszertifikaten war 

am 5. Juni 2009 im Amtsblatt der Europäischen Union (L140/63-87) veröffentlicht wor-

den.  

Die für die Kohleverstromung wichtigsten Inhalte der Richtlinie sind: 

- Ab 2013 gilt eine EU-weite Obergrenze (EU-Cap) für die vom Emissionshandel 
erfassten Anlagen der Energiewirtschaft und der Industrie. Nationale Allokations-
pläne sind für den Zeitraum nach 2012 abgeschafft. 

- Die Obergrenze der CO2-Emissionen von Anlagen, die vom Emissionshandel er-
fasst sind, wird in der 3. Handelsperiode (2013 bis 2020) stufenweise abgesenkt. 
Der Reduktionspfad sieht eine lineare Verringerung der Menge an Zertifikaten 
um 1,74 % pro Jahr vor. Damit unterschreiten die Emissionen im Jahr 2020 den 
Vergleichswert des Jahres 2005 um 21 %. Die für jedes Jahr der Dritten Han-
delsperiode fixierte Obergrenze gilt für die gesamte EU. 

- Für die Stromerzeugung müssen die Zertifikate ab 2013 zu 100 % gekauft wer-
den. Dies gilt für Bestandsanlagen wie für Neuanlagen. Ausnahmen können in 
der Stromerzeugung nur für elf, vor allem osteuropäische Mitgliedsstaaten, zur 
Anwendung kommen. Für diese Staaten, die 12 % der EU-Stromerzeugung re-
präsentieren, kann es einen schrittweisen Einstieg (Phasing-In) in die Auktionie-
rung für Altanlagen geben, wenn sich die Staaten für die von der EU-Richtlinie 
eingeräumte Option entscheiden. 
 

Die EU-Kommission hat am 14. November 2012 einen Bericht über Zustand und Funk-

tionstüchtigkeit des europäischen Treibhausgasmarktes vorgelegt, in dem eine Reihe 

struktureller Maßnahmen zur Stärkung des europäischen Emissionshandelssystems 

vorgeschlagen wurden: 

- Anpassung des Minderungsziels für 2020 auf -30%, 
- Stilllegung von Zertifikaten (set aside)  
- Frühzeitige Anpassung des Emissionsminderungspfades (linearer Reduktions-

faktor)  
- Einbeziehung weiterer Sektoren in das Emissionshandelssystem (ETS)  
- Menge der Zertifikate aus JI/CDM-Projekten begrenzen  
- Festlegung von Preis(unter)-grenzen und Einführung von Flexibilitätsmechanis-

men 
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Diese Vorschläge werden im weiteren Konsultationsverfahren geprüft. Die Kommission 

hat deutlich gemacht, dass das ETS in seiner bestehenden Form grundsätzlich ein 

marktkonformes und kosteneffizientes Instrument darstellt und als zentrales Leitsystem 

zur Erreichung der Klimaschutzziele beibehalten und gestärkt werden soll. Das ETS 

überlässt es damit den Anlagenbetreibern, wie die Minderungsziele erreicht werden. 

Zusätzliche diskriminierende Regelungen für einzelne Energieträger sind daher nicht 

systemkonform. 

Am 27. März 2013 haben der Energiekommissar und die Klimakommissarin der EU-

Kommission das Grünbuch „Ein Rahmen für die Klima- und Energiepolitik bis 2030“ 

vorgelegt. Darin werden neue Ziele zur Reduktion der Emissionen an Treibhausgasen 

(– 40 % bis 2030 im Vergleich zu 1990) und zum Ausbau der Erneuerbaren Energien 

(30 % Anteil am Endenergieverbrauch der EU im Jahr 2030) zur Diskussion gestellt. 

Diese Zielvorgaben sind aus der „Carbon Roadmap 2050“ vom 8. März 2011 und aus 

der „Energy Roadmap 2050“ vom 13. Dezember 2011 abgeleitet. 

Ein grundlegendes energiepolitisches Ziel der EU ist es, dafür zu sorgen, dass das 

Energiesystem wettbewerbsorientierte nationale und internationale Energiemärkte so-

wie Energiepreise gewährleistet, die im internationalen Wettbewerb mithalten können, 

für den Endverbraucher erschwinglich sind, und so die Wettbewerbsfähigkeit der EU-

Wirtschaft fördert. Besonders wichtig ist dies für sozial schwache Haushalte und für In-

dustriesektoren, die im internationalen Wettbewerb stehen und auf Energie als wesent-

lichen Produktionsfaktor angewiesen sind. Da Strom im Rahmen der Umstellung des 

Energiesystems an Bedeutung gewinnen wird, spielen die Stromkosten für den Rahmen 

bis 2030 eine maßgebliche Rolle. In der „Roadmap to a competitive low carbon econo-

my in 2050“ sind Treibhausgas (THG)-Vermeidungspfade für die gesamte EU bis 2050 

und Zielpfade für einzelne Sektoren ausgewiesen. Das darin genannte Ziel von – 80 % 

bis – 95 % Treibhausgasminderung soll allein durch Vermeidung innerhalb der EU er-

reichbar sein. Als Zwischenziele werden – 40 % für 2030 und – 60 % für 2040 genannt. 

Dem Stromsektor werden noch darüber hausgehende Zielvorgaben zugeordnet, und 

zwar von – 93 bis – 99 % bis 2050. Dies soll durch einen Ausbau der „low-carbon“-

Technologien (Erneuerbare Energien, Kernenergie und CCS) von 50 % im Jahr 2012 

auf 75 bis 80 % im Jahr 2030 und fast 100 % im Jahr 2050 erreicht werden. 

Für die „Energy-Roadmap 2050“ sind durch die Klima-Roadmap wesentliche Eckpfeiler 

vorgegeben. So wurden die der Klima-Roadmap unterlegten Szenarien auch für die 

Energy-Roadmap verwendet, und sie wurden durch zusätzliche Szenarien ergänzt.  
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Anhand der verschiedenen Szenarien (insgesamt sechs Szenarien) wird in der Energie-

Roadmap untersucht, welche Maßnahmen und Instrumente nötig bzw. möglich sind, um 

über das bereits ambitionierte „20-20-20“-Ziel hinaus bis 2050 weniger THG-

Emissionen, mehr erneuerbare Energien und höhere Energieeffizienz zu realisieren. So 

sollen etwa die Treibhausgas-Emissionen EU-weit bis 2050 um mindestens 80 % ge-

senkt werden. Die bloße Fortsetzung der bislang in Europa beschlossenen oder geplan-

ten Maßnahmen wird dafür als nicht ausreichend angesehen.  

Fazit: Die Energy-Roadmap 2050 ist grundsätzlich technologieoffen, auch wenn der 

Fokus bei der Verbesserung der Energieeffizienz und beim fortgesetzten Ausbau der 

erneuerbaren Energien liegt. CCS wird als notwendig angesehen. Bei der Kernenergie 

hebt die Roadmap die Aspekte Sicherheit und Endlagerung hervor. In der Energy-

Roadmap wird ferner betont, dass das europäische Energiesystem keine Insel sei son-

dern durch die Entwicklungen der globalen Energietrends beeinflusst werde. Die Risi-

ken, die bestehen, sollte die EU beim Klimaschutz vom „Vorreiter“ zum „Einzelkämpfer“ 

werden, sind klar adressiert. Es wird darauf hingewiesen, dass damit die Gefahr des 

„carbon leakage“ und einer Schwächung der Wettbewerbsfähigkeit Europas verbunden 

wäre. 

Im Grünbuch vom 27. März 2013 hatte die EU-Kommission auch deutlich gemacht, 

dass sie am System des CO2-Emissionshandels als zentralem europäischen Klima-

schutzinstrument grundsätzlich festhalten will. Das ETS stellt den Unternehmen frei, wie 

sie EU-weit vorgegebenen Minderungszielen gerecht werden, ohne dass Vorgaben für 

einzelne Energieträger gemacht werden.  

 

 

Projektionen für die EU und deren Mitgliedstaaten 
Die EU-Kommission hatte in den vergangenen zehn Jahren Szenarien zur Entwicklung 

der Energiesysteme der Europäischen Union unter dem Titel „European energy and 

transport – Trends to 2030“ vorgelegt – veröffentlicht 2003 mit updates in den Jahren 

2005, 2007 und 2009. Seit Anfang 2014 ist eine aktualisierte und erweiterte Fassung 

dieser Ausarbeitungen unter dem Titel „EU energy, transport and GHG emissions - 

Trends to 2050, Reference Scenario 2013“ verfügbar. Damit wird ein neues Referenz-

szenario für die Energieversorgung der auf 28 Staaten erweiterten EU präsentiert, des-

sen Zeithorizont auf 2050 ausgedehnt wurde. 



1 Energiewirtschaftliche und energiepolitische Rahmenbedingungen 
1.1 Sachgrundlagen und Prognosen  25 

Basis für das Referenz-Szenario ist die Annahme, dass die rechtlich bindenden Ziele 

zur Begrenzung der THG-Emissionen und zum Ausbau der erneuerbaren Energien 

2020 erreicht werden und dass die auf EU-Ebene im Frühjahr 2012 beschlossenen Poli-

tiken (insbesondere zur Energieeffizienz) sowie verabschiedete nationale Politiken in 

den Mitgliedstaaten umgesetzt werden. 

Auf Basis der zugrunde gelegten Vorgaben (Nutzung der International Credits von ins-

gesamt 1.750 Millionen Tonnen bis 2020 und fortgesetzte lineare Absenkung der Emis-

sionsobergrenze für die vom Emissionshandel erfassten Anlagen) werden im Modell 

CO2-Preise von 10 € pro t im Jahr 2020, 35 € pro Tonne im Jahr 2030 und 100 € pro 

Tonne im Jahr 2050 abgeleitet (ausgedrückt in realen Größen – Preisstand des Jahres 

2010). Unter Berücksichtigung dieser Annahmen werden für die Entwicklung von Ener-

gienachfrage und -angebot sowie THG-Emissionen folgende Trends abgeleitet: 

Der Primärenergieverbrauch der EU-28 vermindert sich von 2,5 Mrd. t SKE um Jahr 

2010 um knapp 10 % auf 2,3 Mrd. t SKE im Jahr 2035 und stabilisiert sich danach in 

dieser Größenordnung. Beim Energiemix werden deutliche strukturelle Veränderungen 

im Zeitraum 2010 bis 2050 verzeichnet. 

Die Förderung an fossilen Energieträgern innerhalb der EU-28 geht von 2010 bis 2050 

deutlich zurück. Dies gilt insbesondere für Öl (- 84 %). Aber auch für Erdgas und für 

feste Brennstoffe wird eine deutliche Reduktion der Gewinnung unterstellt, bei Erdgas 

um 56 % und bei festen Brennstoffen um 58 %. 

Damit steigt – trotz des starken Ausbaus der erneuerbaren Energien – die Importab-

hängigkeit der EU, berechnet als Verhältnis von Nettoimporten und Primärenergiever-

brauch, von 54 % im Jahr 2010 auf 59 % im Jahr 2050. Nach Energieträgern wird fol-

gende Entwicklung ausgewiesen: 

 

- Bei Rohöl von 87 % auf 100 %, 
- bei Erdgas von 62 % auf 85 % und  
- bei festen Brennstoffen von 40 % auf 44 %. 

 

Die Stromerzeugung in der EU-28 nimmt von 3.327 TWh im Jahr 2010 um 30 % auf 

4.339 TWh im Jahr 2050 zu. Dabei wird ein deutlicher Wandel im Stromerzeugungsmix 

erwartet. 

- Für die festen Brennstoffe ergeben die Modellrechnungen einen Rückgang im 
Einsatz zur Stromerzeugung um 65 % bis 2050 im Vergleich zu 2010. 

- Bei Erdgas sind die Einbußen auf 16 % begrenzt.  















































































































































































































































































































4 Umweltprüfung 
4.1 Zusammenfassende Darstellung und Bewertung der Auswirkungen 
 auf die Schutzgüter  176 

 

(Deponie für Siedlungsabfälle, Boden, Bauschutt und kommunalem Klärschlamm) und 

in 30 m Entfernung von der Suchraum-Grenze Altlasten Erkelenz Nr. 17 (Siedlungsab-

fälle, Bauschutt, Boden, mglw. Kampfmittel) wird hinsichtlich einer möglichen Bebauung 

die Einhaltung eines Abstands bzw. die Durchführung einer Altlastenuntersuchung emp-

fohlen. Die Versiegelung soll auf das unbedingt erforderliche Maß beschränkt werden.  

Auch bei Berücksichtigung der empfohlenen Maßnahme verbleiben durch die großflä-

chige Betroffenheit von besonders schutzwürdigen Böden hohe bis sehr hohe Aus-

wirkungen. 

 

Innerhalb des Suchraumes befinden sich keine Oberflächengewässer. Das Gebiet ver-

fügt über ein ergiebiges Grundwasservorkommen. Der Gesteinsbereich ist mit guter 

Filterwirkung und Lössüberdeckung versehen. Der Grundwasserspiegel ist derzeit 

sümpfungsbedingt abgesenkt und langfristig werden sich voraussichtlich Grundwasser-

flurabstände größer 5 m einstellen. Der Suchraum liegt innerhalb der Wasserschutzge-

bietszone Zone IIA und IIIB. 

Im Bebauungsgebiet sollen dezentrale Versickerungen realisiert werden und eine Be-

schränkung von Versiegelungen auf das unbedingt erforderliche Maß zur Gewährleis-

tung der Grundwasserneubildung erfolgen. 

Da das Grundwasser in diesem Bereich eine geringe Empfindlichkeit aufweist (tiefer 

Grundwasser-Spiegel, filterwirksame Überdeckung, allerdings Wasserschutzgebiet) und 

Auswirkungen auf das Gewässer nicht zu erwarten sind, sind unter Berücksichtigung 

der empfohlenen Maßnahmen insgesamt geringe bis mittlere Auswirkungen auf das 

Schutzgut Wasser zu erwarten. 

 

Im Suchraum liegen überwiegend Ackerflächen mit Freilandklima, im Ortsrandbereich 

tritt der Übergang zum ungünstigeren Siedlungsklima auf, das sich durch Überbauung 

der Fläche ausbreitet. 

Durch Maßnahmen wie Durchgrünung können die Auswirkungen gemindert werden. 

Eine Inanspruchnahme der Flächen ist bei Berücksichtigung der empfohlenen Maß-

nahmen für das Schutzgut Klima mit geringen Auswirkungen verbunden. 

 

Im Suchraum sind geringe lufthygienische Vorbelastungen durch den Straßenverkehr 

entlang der L 19 und durch die benachbarte Motocross-Strecke möglich. Höhere Luft-

schadstoffbelastungen durch eine deutliche Verkehrszunahme sind unwahrscheinlich. 
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Aufgrund guter Austauschbedingungen sind keine Grenzwertüberschreitungen anzu-

nehmen. 

Geringe Feinstaubbelastungen sind durch den Straßenverkehr, das benachbarte Ge-

werbe (Raiffeisenmarkt) und die benachbarte Motocross-Strecke sowie temporär durch 

die Landwirtschaft möglich. Keine Feinstaubbelastungen sind aus dem bis ca. 4,3 km 

heranrückenden Tagebau zu erwarten. 

Zur Vermeidung nachteiliger Luftbelastungen wird entlang der angrenzenden Straße 

(L 19) ein Abstand bzw. unempfindliche Nutzungen empfohlen. Die Auswirkungen auf 

das Schutzgut Luft sind gering. 

 

Der Suchraum wird überwiegend ackerbaulich genutzt. Erhebliche nachteilige Lärmbe-

lastungen durch den Straßenverkehr (L 19) auf die bestehende Wohnnutzung im Um-

feld des Suchraums sind durch die Lage der Erschließungsstraßen vermeidbar. Falls 

maßgebliche Tierhaltung im Suchraum zulässig wird, sind ausreichende Abstände ein-

zuhalten. Unter Berücksichtigung der empfohlenen Maßnahme sind voraussichtlich ge-
ringe nachteilige Auswirkungen auf die Gesundheit der Menschen in Oerath zu er-

warten. 

 

Im Suchraum treten Lärmbelastung durch den Straßenverkehr (L 3, L 19) auf. Eine ge-

ringe gewerbliche Lärmbelastung geht tagsüber von der Motocross-Strecke und vom 

Raiffeisen-Gelände im Süden des Suchraums aus. 

Im weiteren Verfahren (Bauleitplanverfahren) ist unter Berücksichtigung der geplanten 

Bebauung eine differenzierte schalltechnische Untersuchung durchzuführen. Es wird 

davon ausgegangen, dass zur Vermeidung nachteiliger Lärmbelastungen und zur Wah-

rung gesunder Wohnverhältnisse in WA-Gebieten im Süden des Suchraums Abstände 

zur L 19 einzuhalten sind. Die Abgrenzung der betroffenen Flächen und die entspre-

chenden Maßnahmen sind über das Schallschutzgutachten nachzuweisen. 

Unter Berücksichtigung der erforderlichen Schallschutzmaßnahmen zum Schutz der 

menschlichen Gesundheit im Umsiedlungsstandort sind geringe bis mittlere Ein-

wirkungen auf den Suchraum zu erwarten. 

 

Im Gebiet befinden sich keine geführten Bau- und Bodendenkmäler. Es sind verschie-

dene jungsteinzeitliche, metallzeitliche und römische Oberflächenfunde innerhalb des 

Suchraums bekannt. 
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Im weiteren Verfahren sollte für den von den Umsiedlern gewählten Wunschstandort 

auf Basis des Braunkohlenplanentwurfes rechtzeitig eine systematische Prospektion zur 

Ermittlung archäologischer Funde durchgeführt werden, um archäologisch wertvolle 

Relikte zu sichern und Beschädigungen oder Zerstörungen bei Bauarbeiten zu vermei-

den. Aufgrund der Möglichkeit, auf bedeutsame archäologische Funde zu treffen, sind 

vorsorgende Maßnahmen erforderlich. Unter Berücksichtigung der erforderlichen Maß-

nahmen können geringe bis mittlere Auswirkungen auf Kulturgüter verbleiben. 

 

Suchraum Schwanenberg 
 
Im Suchraum befinden sich ausgedehnte Ackerflächen zwischen dem Ortsrand von 

Schwanenberg und dem Suchraum Erkelenz-Oerath mit überwiegend geringer allge-

meiner Bedeutung als Lebensraum. Es stehen im Agrarraum nur vereinzelte kleine Ge-

hölzgruppen (davon ein geschützter Landschaftsbestandteil) an. Im Umfeld von Schwa-

nenberg liegen ausgedehnte Dauerkulturen (Baumschule) mit geringer ökologischer 

Bedeutung sowie eine Hoflage. 

Der Ortsrand von Schwanenberg ist überwiegend strukturreich mit Grünland und Obst-

wiesen (teilw. BK-Flächen) ausgeprägt. 

Bei baulicher Beanspruchung des Suchraums tritt ein großflächiger Verlust von Acker-

flächen ein, die eine potenzielle Eignung als essenzielles Habitatelement für planungs-

relevante Tierarten (Feldvögel und Feldhamster) aufweisen. 

Des Weiteren treten mögliche Beeinträchtigungen des Ortsrandbereiches von Schwa-

nenberg  auf, der potenziell-essenzielle Habitateignung für planungsrelevante Tierarten 

aufweist (Steinkauz, Gartenrotschwanz, ggf. Saatkrähen). 

Im Rahmen der Bauleitplanung ist voraussichtlich im Zuge der Artenschutzprüfung eine 

Erfassung der Feldvögel, des Feldhamsters, des Steinkauzes und des Gartenrot-

schwanzes vorzunehmen. Weiterhin werden der Erhalt von Gehölzstrukturen sowie die 

Einhaltung eines möglichst großen Abstands zu den hochwertigen Ortsrandstrukturen 

empfohlen. 

Insgesamt ist eine großflächige bauliche Inanspruchnahme von intensiv genutzten 

Ackerflächen, die eine potenzielle Eignung als Habitat für planungsrelevante Feldvogel-

arten und den Feldhamster aufweisen mit einem geringen bis mittleren (je nach tat-

sächlichen Artenvorkommen ggf. auch hohen) Risiko für das Schutzgut Pflanzen, Tie-
re, biologische Vielfalt verbunden.  
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Bei einem Heranrücken an strukturreiche Ortsrandbereiche besteht zudem das Risiko 

einer Beeinträchtigung dieser Strukturen, die eine potenzielle Habitateignung für Stein-

kauz, Gartenrotschwanz (ggf. Saatkrähen) aufweisen. 

 

Der Suchraum stellt einen wenig strukturierten Agrarraum mit weiten Sichtbeziehungen 

in die Börde und auf umliegende Ortslagen dar. Nur vereinzelt und kleinflächig treten 

Gehölze im Agrarraum (darunter geschützter Landschaftsbestandteil) auf. Der Ortsrand 

von Schwanenberg ist überwiegend strukturreich mit Grünland, Obstwiesen und gehölz-

reichen Gärten ausgeprägt.  

Die Verkehrsbänder im Umfeld (L 19 und L 3) sind z.T. von abschirmenden Gehölzen 

begleitet, störend wirkt eine großvolumige Gewerbebebauung westlich des Suchraums. 

Lärmvorbelastungen treten nur sehr kleinflächig an der L 19 auf. Insgesamt ist es eine 

mäßige Landschafts- und Freiraumqualität. 

Der wohnungsnahe Freiraum ist mit guter Erschließung für die Erholungsnutzung durch 

ein engmaschiges Wegenetz und vgl. geringer Lärmbelastung ausgestattet. 

Unter Berücksichtigung der Empfehlungen - Eingrünung des neuen Wohnstandortes zur 

freien Landschaft, Erhalt von Wegebeziehungen, Erhalt bestehender landschaftsbild-

wirksamer Ortsrand- und Gehölzstrukturen - verbleiben mittlere Auswirkungen auf das 

Landschaftsbild. Die Auswirkungen auf die Erholungseignung sind gering bis mit-
tel. 
 

Es stehen im Suchraum tiefgründige Parabraunerden mit hoher Bodenfruchtbarkeit an. 

Nach den Angaben des Geologischen Dienstes sind diese Böden aufgrund der Boden-

fruchtbarkeit z.T. sehr schutzwürdig und z.T. besonders schutzwürdig. Im südlichen Be-

reich sind sehr schutzwürdige Pseudogley-Parabraunerde und Typischer Pseudogley 

zu finden. Auch bei Berücksichtigung der empfohlenen Maßnahme - Beschränkung von 

Versiegelungen auf das unbedingt erforderliche Maß - verbleiben durch die großflächige 

Betroffenheit von sehr und besonders schutzwürdigen Böden hohe Auswirkungen. 

 

Am Nordrand des Suchraumes verläuft das als bedingt naturferner, überwiegend tro-

ckener Graben ausgeprägte Schwanenberger Fließ. Das Gebiet verfügt über ein ergie-

biges Grundwasservorkommen. Der Gesteinsbereich ist mit guter Filterwirkung und 

Lössüberdeckung versehen. Der Grundwasserspiegel ist derzeit sümpfungsbedingt ab-
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gesenkt und langfristig werden sich voraussichtlich Grundwasserflurabstände größer 

5 m einstellen. Der Suchraum liegt innerhalb der Wasserschutzgebietszone Zone IIIB. 

Im Bebauungsgebiet soll eine dezentrale Versickerung realisiert werden und eine Be-

schränkung von Versiegelungen auf das unbedingt erforderliche Maß zur Gewährleis-

tung der Grundwasserneubildung erfolgen und das Schwanenberger Fließ erhalten 

bleiben. 

Da das Grundwasser in diesem Bereich eine geringe Empfindlichkeit aufweist (tiefer 

Grundwasser-Spiegel, filterwirksame Überdeckung, allerdings Wasserschutzgebiet) und 

Auswirkungen auf das Gewässer nicht zu erwarten sind, sind unter Berücksichtigung 

der empfohlenen Maßnahmen insgesamt geringe bis mittlere Auswirkungen auf das 

Schutzgut Wasser zu erwarten. 

 

Im Suchraum liegen überwiegend Ackerflächen mit Freilandklima, im Ortsrandbereich 

tritt ein Übergang zum ungünstigeren Siedlungsklima auf, das sich durch Überbauung 

der Fläche ausbreitet. Durch Maßnahmen wie Durchgrünung können die Auswirkungen 

gemindert werden. 

Eine Inanspruchnahme der Flächen ist bei Berücksichtigung der empfohlenen Maß-

nahmen für das Schutzgut Klima mit geringen Auswirkungen verbunden. 

 

Im Suchraum sind lufthygienische Vorbelastungen durch den Straßenverkehr unwahr-

scheinlich. Aufgrund guter Austauschbedingungen sind keine Grenzwertüberschreitun-

gen anzunehmen. Geringe Feinstaubbelastungen können durch den Straßenverkehr 

sowie temporär durch die Landwirtschaft entstehen. Es sind keine Feinstaubbelastun-

gen aus dem bis ca. 5,5 km heranrückenden Tagebau zu erwarten.  

Die Auswirkungen auf das Schutzgut Luft sind gering. 

 

Der Suchraum wird überwiegend ackerbaulich genutzt. Im Gebiet befindet sich eine 

ehemalige Hofstelle. Lärmbelastungen treten im Suchraum durch den Straßenverkehr 

(L 3, L 46, L 19, K 29) im Umfeld auf. Nachteilige Lärmbelastungen auf die bestehende 

Wohnnutzung innerhalb und im Umfeld des Suchraums sind durch die Lage der Er-

schließungsstraßen minderbar. Falls maßgebliche Tierhaltung im Suchraum zulässig 

wird, sind ausreichende Abstände einzuhalten. 
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Unter Berücksichtigung der empfohlenen Maßnahmen sind voraussichtlich geringe 
nachteilige Auswirkungen auf die Gesundheit der Menschen in Schwanenberg zu 

erwarten. 

 

Die Gesundheit der Menschen im Umsiedlungsstandort ist betroffen aufgrund von 

Lärmbelastungen durch den Straßenverkehr (L 3, L 46, L 19, K 29). Südwestlich des 

Suchraums befindet sich ein Schweinemastbetrieb. Belastungen durch Luftschadstoffe 

sind auch bei Durchführung der Planung nicht anzunehmen. 

Im weiteren Verfahren (Bauleitplanverfahren) sind die potenziellen Auswirkungen des 

Schweinemastbetriebs (max. Betriebszulassung, immissionsschutzrechtliche Genehmi-

gung) zu prüfen. 

Unter Berücksichtigung eines Abstands zur landwirtschaftlichen Tierhaltung sind gerin-
ge nachteilige Einwirkungen auf den Suchraum zu erwarten. 

 

Im Gebiet befinden sich keine geführten Bau- und Bodendenkmäler. Die angrenzenden 

Ortschaften Schwanenberg und Grambusch weisen die wertvollste historische Sied-

lungsstruktur auf. Es sind verschiedene jungsteinzeitliche, metallzeitliche und römische 

Oberflächenfunde innerhalb des Suchraums bekannt. Aufgrund der historischen Be-

siedlung des Raums sind weitere archäologische Befunde daher möglich. Im Gebiet 

befinden sich nicht denkmalwerte Sachgüter wie bestehende Straßen, technische Anla-

gen der Ver- und Entsorgung, wie bspw. die Ökowasserleitung. 

Durch den Erhalt der intakten Ortsränder und der Einhaltung eines Umgebungsschut-

zes zu den bestehenden Ortschaften können potenzielle Beeinträchtigungen vermieden 

werden. Im weiteren Verfahren sollte für den von den Umsiedlern gewählten Wunsch-

standort auf Basis des Braunkohlenplanentwurfes rechtzeitig eine systematische Pros-

pektion zur Ermittlung archäologischer Funde durchgeführt werden, um archäologisch 

wertvolle Relikte zu sichern und Beschädigungen oder Zerstörungen bei Bauarbeiten zu 

vermeiden. 

Aufgrund der Möglichkeit, auf bedeutsame archäologische Funde zu treffen sowie zur 

Sicherung eines Umgebungsschutzes sind vorsorgende Maßnahmen erforderlich. Unter 

Berücksichtigung der erforderlichen Maßnahmen können mittlere Auswirkungen 
auf Kulturgüter verbleiben. 
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4.2 Wechselwirkungen zwischen den Schutzgütern 
 
Zwischen den Schutzgütern des Naturhaushalts besteht stets ein weitläufiges Netz aus 

Wechselwirkungen in Form von Stoffkreisläufen (z. B. Wasser, Nähr- und Schadstoffe) 

und eine enge Abhängigkeit von Lebensräumen und ihren Besiedlern (Boden, Pflanzen, 

Tiere, etc.). Auch die Aspekte Nutzungs- bzw. Vegetationsstruktur, Landschaftsbild und 

naturbezogene Erholung sind eng miteinander verbunden. Im betrachteten Raum sind 

die Wechselwirkungen innerhalb des Naturhaushaltes durch menschliche Aktivitäten 

(historische Entwaldung des Naturraums, Bebauung, intensive Ackernutzung, Absen-

kung des Grundwasserspiegels) bereits stark beeinflusst. Für die naturbezogene Erho-

lung liegt keine durch besondere Ausprägung der übrigen Schutzgüter bedingte hervor-

zuhebende überörtliche Eignung des Raumes vor. Von herausragender lokaler Bedeu-

tung sowohl für den Naturhaushalt sowie für den Aspekt Landschaftsbild und Erholung 

sind die Waldflächen des außerhalb der Suchräume gelegenen „Wahnenbusch“ süd-

westlich von Kückhoven (Landschaftsschutzgebiet, geschützter Landschaftsbestandteil, 

Biotopkatasterflächen). Die relevanten Wechselwirkungen der Schutzgüter untereinan-

der sind schutzgutbezogen berücksichtigt. 
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4.3 Derzeitige Umweltprobleme  

 

Der Naturhaushalt und das Landschaftsbild sind in den Suchräumen und ihrem Umfeld 

stark der Einflussnahme des Menschen unterworfen. Aufgrund der fruchtbaren Böden 

sind die ursprünglichen Ökosysteme bereits vor Jahrhunderten nahezu vollständig einer 

intensiven ackerbaulichen Nutzung sowie Siedlungsflächen gewichen. Durch diese in-

tensive landwirtschaftliche Nutzung sind zum einen die Böden bereichsweise der Erosi-

on ausgesetzt und in ihren chemischen und physikalischen Eigenschaften verändert. 

Zum anderen besteht durch den hohen Eintrag von Düngemitteln eine Belastung des 

oberen Grundwasserleiters in Form von erhöhten Nitrat-, Chlorid- und Sulfatgehalten. 

Durch die tagebaubedingten Sümpfungsmaßnahmen sind die Grundwasserschichten in 

ihrer Wasserführung verändert. Mit dem voranschreitenden Tagebau Garzweiler wird 

die Grundwasserbeanspruchung räumlich verlagert und bereichsweise ausgedehnt. 

Nach der Beendigung der bergbaulichen Aktivitäten werden die Sümpfungsmaßnahmen 

eingestellt und der Grundwasserspiegel wird langfristig wieder ansteigen. Bereichswei-

se ist der Raum von Verkehrslärmbelastungen durch den Bahn- und Straßenverkehr 

sowie Gewerbelärm mit Überschreitung der Orientierungswerte der DIN 18005 tags und 

nachts betroffen. Als ökologisch empfindliche Gebiete werden die Gebiete nach Nr. 2.3 

der Anlage 2 des UVPG betrachtet. Es befinden sich keine europäischen Schutzgebiete 

innerhalb oder im Umfeld der Suchräume (das nächste FFH-Gebiet DE-4803-301‚ 

Schwalm, Knippertzbach, Raderveekes und Luettelforster Bruch’ liegt etwa 1,3 km 

nordwestlich des Suchraums Schwanenberg). Das an einen Suchraum angrenzende 

Landschaftsschutzgebiet sowie die in den Suchräumen und dessen Umfeld liegenden 

Wasserschutzgebiete sind in Kapitel 3.5 der Angaben zur Umweltprüfung aufgeführt. 

Gefährdungen für das Landschaftsschutzgebiet stellen hauptsächlich Veränderungen 

im Wasserregime, unsachgemäßer Holzeinschlag sowie hoher Nutzungsdruck durch 

Erholungssuchende dar. Die Wasserschutzgebiete sind vermutlich von den oben ge-

nannten Grundwasserbelastungen betroffen. 
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4.4 Prognose über die Entwicklung des Umweltzustandes bei Nichtdurchfüh-
rung der Planung  

 
Schutzgut Flora, Fauna, biologische Vielfalt 
Auch ohne eine Realisierung des Vorhabens können sich die Lebensräume im Bereich 

der Suchräume und ihres Umfeldes langfristig verändern. Es wird jedoch angenommen, 

dass der überwiegende Teil zukünftig unverändert intensiv landwirtschaftlich genutzt 

wird. Eine geringfügige qualitative Verschlechterung der Lebensräume für störungsemp-

findliche Tierarten ist durch eine zunehmende Lärmbelastung durch allgemeine Ver-

kehrszunahme, den Straßenneubau und weiteres Siedlungswachstum sowie weitere 

Intensivierungen in der Landwirtschaft möglich. Positive Entwicklungen sind im Bereich 

der Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, 

Natur und Landschaft zu erwarten. Östlich von Erkelenz werden sich Veränderungen 

der hier vorkommenden Lebensgemeinschaften des Offenlandes mit der Flächeninan-

spruchnahme des Tagebaus sowie der anschließenden Rekultivierung (Restsee) erge-

ben. Langfristig kann für diesen Raum auch eine Biotop-Vernetzung mit dem rekultivier-

ten Tagebaurand und dem Restsee erfolgen. 

Positive Vernetzungseffekte ergeben sich diesbezüglich bei der Realisierung der vom 

Regionalplan vorgesehenen Entwicklung eines Grünkorridors (BSLE) von den kleinen 

Waldbeständen südlich von Erkelenz zum rekultivierten Tagebaurand/Restsee. 

 

Schutzgut Landschaftsbild und Erholung 
In den westlich gelegenen Suchräumen sind keine wesentlichen Veränderungen der 

Qualität des Schutzgutes zu erwarten. Es ist anzunehmen, dass die landwirtschaftliche 

Nutzung überwiegend beibehalten wird. In einigen Bereichen ist eine Ergänzung von 

Gehölzstrukturen zu erwarten. Mit dem fortschreitenden Tagebau wird die Abbaukante 

im Osten von Erkelenz nahe an die Suchräume heranrücken, so dass hier in den 

nächsten Jahrzehnten erhebliche Veränderungen eintreten werden. Darüber hinaus ist 

entlang der Tagebaukante der Ringschluss der L 345n und L 19n mit entsprechendem 

Verkehrsaufkommen beabsichtigt. Langfristig werden hier ab ca. 2045 bis zur endgülti-

gen Befüllung ca. 2085 großflächig ein Tagebaurestsee und damit ein für diesen Raum 

völlig neues Landschaftsbild entstehen, verbunden mit einem neuen hochwertigen Frei-

zeitangebot. Die bereits initialisierten Umsiedlungsstandorte Borschemich-Neu und Im-

merath-Neu sowie auch weitere Siedlungsgebiete werden sich weiter entwickeln und 
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die Bebauung wird z.T. bis an die Suchraumgrenzen heranrücken, bzw. sich auch klein-

flächig bis in die Flächen hinein entwickeln. Grundsätzlich ist im Raum mit einer zu-

nehmenden Lärmbelastung durch die allgemeine Verkehrszunahme auch mit Auswir-

kungen auf die Landschafts- und Freiraumqualität zu rechnen. 

 

Schutzgut Boden 
Die intensive landwirtschaftliche Ackernutzung wird bei Nichtdurchführung der Planung 

wahrscheinlich im Großteil der Suchräume und ihres Umfeldes unverändert fortgesetzt, 

verbunden mit den damit einhergehenden weiterlaufenden stofflichen und gefügetech-

nischen Veränderungen. Kleinflächig sind außerhalb (z.T. an den Grenzen) der Such-

räume Siedlungsausbreitungen mit entsprechenden Versiegelungen zu erwarten (ins-

besondere der bereits in Umsetzung befindlichen Umsiedlungen von Immerath-Neu und 

Borschemich-Neu). 

 

Schutzgut Wasser 
Nach der Beendigung der tagebaubedingten Sümpfungsmaßnahmen ist ein langfristiger 

Wiederanstieg des Grundwasserspiegels zu erwarten. Bei fortgeführter landwirtschaftli-

cher Nutzung ist mit weiteren Einträgen von entsprechenden Stoffen in das Grundwas-

ser zu rechnen. 

 

Schutzgut Klima 
Im Vergleich zu heute kann der allgemeine Klimawandel zu einer langsamen Verände-

rung der klimatischen Situation mit erhöhten Mitteltemperaturen, mehr Sonnentagen, 

verändertem Niederschlagsregime und mehr Extremereignissen führen. Wesentliche 

lokalklimatische Veränderungen sind bei gleichbleibender Nutzung der Fläche der 

Suchräume nicht zu erwarten. Mikroklimatische Veränderungen ergeben sich durch den 

herannahenden und später rekultivierten Tagebau, zunächst durch das Vorliegen groß-

flächiger, vegetationsfreier Flächen und neuer topographischer Eigenschaften, später 

durch eine große Wasserfläche. 

 

Schutzgut Luft 
Die Belastung der lufthygienischen Situation in Erkelenz durch Verkehrszunahme im 

umliegenden Verkehrsnetz, Autobahn BAB 46 und Tagebau, wird bei gleichzeitigem 

Rückgang der Kfz-spezifischen Emissionen aufgrund der EU-Abgasgesetzgebung ver-
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mutlich nicht zunehmen. Durch die veränderte Verkehrsführung im Laufe der bergbauli-

chen Nutzung, insbesondere durch den Straßen-Ringschluss am Tagebaurand, können 

erhöhte Immissionen in den östlichen Suchräumen nicht ausgeschlossen werden. Der 

Tagebau rückt unmittelbar an die östlichen Suchräume heran. Der Suchraum Venrath-

Ost wird bei maximaler Ausdehnung des Tagebaus etwa 270 m, der Suchraum Kück-

hoven-Nord etwa 200 m und der Suchraum Kückhoven-Süd etwa 300 m von der Tage-

baukante entfernt sein. Eine erhebliche Erhöhung der Feinstaubbelastung im Vergleich 

zur heutigen Immissionssituation ist unwahrscheinlich, da die Feinstaubimmissionen im 

Wesentlichen durch die ortsfesten technischen Anlagen (Bunker, Bandsammelpunkt) 

des Tagebaus verursacht werden. Im Vergleich zu den Ergebnissen der Messstation 

Grevenbroich Gustorf/Gindorf im Umfeld des Tagebaus kann eine Einhaltung der max. 

zulässigen Grenzwertüberschreitungen angenommen werden. Die bergbaubedingte 

Feinstaubbelastung wird mit Einstellung der Kohlegewinnung voraussichtlich im Jahr 

2045 zurückgehen. Die östlich von Kückhoven-Süd liegende Kiesgrube liegt innerhalb 

des Tagebaubereichs und wird im Zuge des Braunkohlenabbaus aufgelöst. 
 

Schutzgut Mensch, Gesundheit des Menschen 

Mit einem erhöhten Fernverkehrsaufkommen abseits der Autobahnen ist nicht zu rech-

nen, da die BAB 44n gem. Braunkohlenplan zum Zeitpunkt der Inanspruchnahme der 

BAB 61 bereits fertig gestellt sein wird. Laut Braunkohlenplan sind auch regional keine 

höheren Verkehrsbelastungen zu erwarten, da die Umsiedlungen in der Regel 10 Jahre 

vor bergbaulicher Inanspruchnahme durchgeführt werden und daher eher mit weniger 

Verkehr gerechnet wird. Durch das veränderte Straßennetz sowie die Nutzungen von 

Ersatzstraßen können allerdings Verlagerungseffekte entstehen, so dass hier im Einzel-

fall auch erhöhte Lärm- und Luftbelastungen nicht auszuschließen sind. Vorsorglich 

sind gemäß Braunkohlenplan im Falle erhöhter Immissionen entsprechende Maßnah-

men zu deren Minderung vorgesehen. Der Verkehrsuntersuchung liegt eine Prognose 

für den Raum ohne Umsiedlung zu Grunde. Durch den heranrückenden Tagebau ist 

eine Erhöhung der Feinstaubbelastung im Vergleich zur heutigen Immissionssituation 

unwahrscheinlich, da Feinstaubimmissionen aus Tagebauen im Wesentlichen durch 

ortsfeste technische Anlagen (Bunker, Bandsammelpunkt) des Tagebaus verursacht 

werden. In diesen Bereichen wird mit abgestimmten Maßnahmen zur Minderung der 

Staubbelastungen auch künftig die Einhaltung der Immissionsgrenzwerte zum Schutz 

der menschlichen Gesundheit im gesamten Raum sicher gestellt (wie es z.B. bereits mit 
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dem Luftreinhalteplan „Grevenbroich“ an anderer Stelle geschehen ist). Es kann nicht 

ausgeschlossen werden, dass durch den Betrieb des Tagebaus im Laufe seines Fort-

schreitens vereinzelt auch temporäre Lärmbelastungen insbesondere für die östlichen 

Suchräume zu erwarten sind. Sie müssen sich jedoch innerhalb der im Rahmen der 

Genehmigung zugelassenen Immissionswerte bewegen. Die Zukunft der beiden inner-

halb des Tagebaubetriebs liegenden Windparks sowie des Ultraleichtflugplatzes sind 

derzeit noch nicht geklärt; gleichwohl werden sie in der Immissionsprognose aufgrund 

der zeitlichen Überschneidung berücksichtigt. Nach Abschluss der Abbautätigkeit erfolgt 

sukzessive die Verkippung und unmittelbar darauf die Rekultivierung. Die Randbereiche 

werden damit zugänglich. Im Jahr 2030 wird der Abbau in Höhe des Ortsteils Venrath 

durchgeführt, bis ca. 2040 wird der Abbau östlich von Kückhoven erfolgen. Das Rest-

loch zwischen Venrath und Kückhoven wird über 40 Jahre mit Wasser befüllt. Spätes-

tens 2085 stehen den Bewohnern mit dem geplanten See und seinen Uferbereichen 

neue Freizeitmöglichkeiten zur Verfügung. 

 

Schutzgut Kulturgüter und sonstige Sachgüter 
Im Vergleich zur heutigen Situation sind keine Veränderungen zu erwarten. Ohne kon-

krete Planungen für Siedlungserweiterungen sind weitere Prospektionen oder Grabun-

gen unwahrscheinlich, über die neue Erkenntnisse zu archäologischen Befunden erzielt 

werden könnten. 
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4.5 Zusammenfassende Bewertung der Auswirkungen auf die Schutzgüter 
In der nachfolgenden Tabelle ist für die sieben möglichen Umsiedlungsstandorte die 
Bewertung der Auswirkungen auf die Schutzgüter gegenübergestellt. 
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Aufgrund der bisher vorliegenden Daten und Untersuchungen zu den 7 Suchräumen 

können die Auswirkungen auf die Umweltschutzgüter wie folgt zusammengefasst wer-

den: 

Alle Suchräume sind nach derzeitigem Kenntnisstand grundsätzlich (zumindest für ei-

nen Teil-Umsiedlungsstandort) geeignet. 

In den Suchräumen Venrath-Ost und Kückhoven-Nord ist die Wasserrechtslinie zu 

beachten, der für eine Bebauung zulässige Raum wird insbesondere in Venrath-Ost 

deutlich kleiner. 

Abstände zur Hochspannungsleitung verkleinern und zerschneiden den Suchraum 

Venrath-West.  

Die geringsten Lärmvorbelastungen liegen im Suchraum Schwanenberg und Such-

raum Oerath vor. Im Suchraum Venrath-West schränkt die hohe Lärmvorbelastung die 

Entwicklungsmöglichkeiten stark ein. 

Die naturschutzfachlich und landschaftsplanerisch größte Empfindlichkeit liegt im 

Suchraum Kückhoven-Süd vor (vgl. geringe Größe des Standortes, bei Umsiedlung an 

einen gemeinsamen Standort Einhalten empfohlener Abstände zum Landschafts-

schutzgebiet nicht umsetzbar, weiterhin Erhöhung des Nutzungsdrucks auf hochwertige 

Waldstrukturen, Bereiche für den Schutz der Landschaft und landschaftsorientierte Er-

holung (BSLE) sowie langfristige Vernetzung bestehender, wertvoller Strukturen mit 

dem rekultivierten Tagebaurand gestört).  

In allen Suchräumen liegt eine gleichermaßen hohe Fundwahrscheinlichkeit für Boden-
denkmäler vor. Aufgrund alter Lehm-, Kies- und Sandgruben sind in den Suchräumen 

Erkelenz-Nord und Venrath-West die größten Störungen erfolgt; sie weisen daher aus 

archäologischer Sicht die geringste Empfindlichkeit gegenüber neuen Eingriffen auf. 

Die Ortschaften Schwanenburg und Grambusch erfordern einen Umgebungsschutz zur 

Wahrung der intakten historischen Siedlungsstruktur. 
Keine wesentlichen Unterschiede aus artenschutzrechtlichen Gründen: in allen Such-

räumen können auf den Agrarflächen planungsrelevante Arten der Feldfluren vorkom-

men. Eventuelle artenschutzrechtliche Konflikte sind insbesondere durch funktionser-

haltende Maßnahmen im räumlichen Zusammenhang (CEF-Maßnahmen1) vermeidbar. 

In Suchräumen mit hochwertigen Ortsrandstrukturen (Schwanenberg, Venrath-West, 

                                            
1 CEF: continuous ecological functionality-measures (Übersetzung = Maßnahmen zur dauerhaften Sicherung der 

ökologischen Funktion) , Maßnahmen des Artenschutzes (§ 44 Abs. 5 Satz 3 BNatSchG) 
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Erkelenz-Nord und Erkelenz-Oerath) können durch die Einhaltung von Schutzabstän-

den (insbes. im Falle von bestätigten Steinkauz Vorkommen) erheblich nachteilige 

Auswirkungen vermieden werden, in Kückhoven-Süd können durch die Einhaltung von 

Schutzabständen zum Wald voraussichtlich ebenfalls erhebliche nachteilige Auswirkun-

gen vermieden werden. 

Alle Böden im Bereich der Suchräume weisen eine hohe Bodenfruchtbarkeit auf, in 

Schwanenberg liegen Teilflächen mit etwas geringerer Wertigkeit. 

In Bezug auf das Schutzgut Wasser werden in einigen Suchräumen Maßnahmen zum 

Erhalt von Fließgewässern empfohlen, in mehreren Suchräumen sind die Vorgaben der 

Wasserschutzgebietsverordnungen zu beachten sowie eine ausreichende Grundwas-

serneubildung zu gewährleisten. 

Bezüglich der Schutzgüter Klima und Luft liegen in allen Suchräumen vergleichsweise 

geringe Empfindlichkeiten gegenüber einer Umsiedlung vor. 

Der im Suchraum Kückhoven-Süd liegende Aussiedlerhof wird als Vollerwerbsbetrieb 

bewirtschaftet. Abwehrrechte gegenüber möglicher heranrückender Neubebauung sind 

zu beachten. 

 

Kriterien für die Standortempfehlungen 
Abgeleitet aus den herausgearbeiteten Wertelementen und Empfindlichkeiten der ein-

zelnen Schutzgüter und unter Berücksichtigung rechtlicher Maßgaben werden im Fol-

genden Empfehlungen für Flächen zur Ansiedlung des ca. 58 ha großen Umsiedlungs-

standortes innerhalb der betrachteten Suchräume gegeben.  

In allen Suchräumen gehen bei der Realisierung einer Umsiedlung vgl. großflächig Bö-

den mit sehr guten Filter- und Puffereigenschaften und hoher Bodenfruchtbarkeit verlo-

ren, die vom Geologischen Dienst NRW überwiegend als besonders schutzwürdig be-

wertet werden. In Bezug auf die Flächen-Empfehlungen kann aufgrund der Großflä-

chigkeit diesbezüglich keine effektive Unterscheidung getroffen werden.  

Durch die Begründung einer neuen, ca. 58 ha umfassenden, Ortschaft ist in jedem Fall 

mit wesentlichen Veränderungen des lokalen Landschaftsbildes zur rechnen und für die 

benachbarten Ortschaften geht wohnungsnaher Freiraum verloren. Weiterhin gehen 

vergleichsweise großflächig bestehende Lebensräume für Tiere und Pflanzen verloren. 

In allen Suchräumen sind archäologische Funde wahrscheinlich. Im weiteren Verfahren 

sollte im ausgewählten Umsiedlungsstandort frühzeitig eine systematische Prospektion 
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durchgeführt werden, um archäologisch wertvolle Relikte zu sichern und Beschädigun-

gen oder Zerstörungen bei Bauarbeiten zu vermeiden.  

Zur Bewertung der Suchräume werden nachfolgend Ausschluss- bzw. Restriktions-

Kriterien zusammengefasst, um Flächen abzugrenzen, innerhalb derer eine Bebauung 

ausgeschlossen ist bzw. die für eine Bebauung nicht geeignet sind. (Kleinräumige 

punkt- oder linienförmige Elemente - z.B. vorhandene Leitungen, Wegekreuze, etc. - 

sind aufgrund des Maßstabs nicht in den Suchraumkarten dargestellt.)  

Ausschlussflächen 
Flächen mit hohen rechtlichen Auflagen und Restriktionen. Diese Flächen werden für 

eine neue Bebauung ausgeschlossen: 

• bereits bebaute Gebiete 

• bereits bestehende Straßen sowie eine Anbauverbotszone von 20 m zu Bundes-

straßen 

• Bereiche innerhalb der Wasserrechtslinie entlang des Tagebaus 

• Geschützte Landschaftsbestandteile 

• Grundwassermess- und Grundwassereinleitungsstellen 

• Denkmäler 

• Abstandsflächen von 17,5 m zur Hochspannungsleitung  

Erhaltenswerte Flächen / Restriktionsflächen 
Flächen, auf denen bei einer Neubebauung hohe nachteilige Auswirkungen auf die 

Umwelt und den Menschen zu erwarten sind. Solche Restriktionsflächen sind aus Um-

weltsicht für einen Umsiedlungsstandort nicht geeignet. Ausgenommen sind die beson-

ders schutzwürdigen Böden, da diese nahezu flächendeckend in allen Suchräumen vor-

liegen. 

• hochwertige Biotoptypen (Biotopwert > 5 und/oder Biotopkatasterfläche) 

• Gewässer (Gräben/Fließe) 

• Bereich oberhalb von Leitungen 

• Bereiche im Abstand zu Wald (300 m) und ökologisch hochwertigen Ortsrandstruk-

turen (100 m) 

• Flächen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung der Landschaft (Flächennut-

zungsplan) 
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• Bereiche zum Schutz der Landschaft (Regionalplan) 

• Bereiche mit verkehrsbedingten Lärmpegeln > 45 dB(A) nachts in 4 m Höhe ohne 

Lärmschutzmaßnahmen  

• Schutzabstand zur Hochspannungsfreileitung von 40 m  

• Anbaubeschränkungszone von 40 m zu Bundes- und Landesstraße  

(Auflagen in Abstimmung mit der zuständigen Straßenbaubehörde)  

 

In den für eine Bebauung nicht zulässigen Bereichen (Ausschlussflächen) sowie erhal-

tenswerten bzw. ungeeigneten Bereichen (Restriktionsflächen) sind Grünanlagen, Spa-

zierwege, Gärten, landwirtschaftliche Acker- oder Grünlandnutzung, Tierhaltung oder 

ähnliche Nutzungen nicht ausgeschlossen. Die Art der möglichen Nutzungen ist abhän-

gig von den o.g. Kriterien.  

 

Nachfolgend werden die jeweils relevanten Aspekte mit den Ergebnissen der schall-
technischen Untersuchung überlagert.  

 

Die Berücksichtigung der jeweiligen Kriterien zu den Ausschluss- und Restrikti-
onsflächen und die aus Umweltsicht vergleichsweise konfliktarmen potenziellen 
Bauflächen für jeden Suchraum lassen sich wie folgt zusammenfassen: 
 

Suchraum Erkelenz-Nord 
Eine gemeinsame Umsiedlung der Orte in den Suchraum Erkelenz-Nord ist für ein all-

gemeines Wohngebiet auf 59 ha ohne aktive Lärmschutzmaßnahmen möglich. 

 

Suchraum Venrath-West 
Der Suchraum weist die stärkste Lärmvorbelastung auf. Eine gemeinsame Umsiedlung 

der Orte in den Suchraum Venrath-West ist nur mit einem sehr hohen Aufwand bezüg-

lich des Lärmschutzes möglich. Für ein allgemeines Wohngebiet stehen ohne aktive 

Lärmschutzmaßnahmen 13 ha zur Verfügung. 

 

Suchraum Venrath-Ost 
Eine gemeinsame Umsiedlung der Orte in den Suchraum Venrath-Ost ist nur mit einem 

hohen Aufwand bezüglich des Lärmschutzes, bzw. einer deutlichen Einschränkung der 
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Planungsfreiheit (Abstand wegen Wasserrechtslinie zum heranrückenden Tagebau, 

Anordnung von Baugebietstypen) möglich. Für ein allgemeines Wohngebiet stehen oh-

ne aktive Lärmschutzmaßnahmen 45 ha zur Verfügung. 

 

Suchraum Kückhoven-Nord 
Eine gemeinsame Umsiedlung der Orte in den Suchraum Kückhoven- Nord ist nur mit 

einem hohen Aufwand bezüglich des Lärmschutzes, bzw. einer deutlichen Einschrän-

kung der Planungsfreiheit (Abstand wegen Wasserrechtslinie zum heranrückenden Ta-

gebaus, Anordnung von Baugebietstypen) möglich. Für ein allgemeines Wohngebiet 

stehen ohne aktive Lärmschutzmaßnahmen 34 ha zur Verfügung.  

 

Suchraum Kückhoven-Süd 
Aus Umweltsicht weist der Suchraum Kückhoven-Süd im Vergleich zu den übrigen 

Suchräumen eine erhöhte Sensibilität im Bezug auf die Schutzgüter Pflanzen, Tiere und 

Landschaft sowie Erholung auf. In seinem Umfeld befindet sich eine Waldfläche, der in 

der Bördenlandschaft eine besondere ökologische Qualität zukommt. Der Regionalplan 

sieht hier einen durch den Suchraum verlaufenden Bereich zum Schutz der Landschaft 

und Erholung (BSLE) vor, der den Wald und die zukünftigen rekultivierten Tagebauflä-

chen verbindet. Voraussichtlich verbleiben hohe bzw. mittlere Auswirkungen auf Tiere 

und Pflanzen, Landschaft und Erholung. Bei einer gemeinsamen Umsiedlung der Orte 

in den Suchraum Kückhoven-Süd ist die empfohlene Freihaltung von Flächen kaum 

realisierbar. Unter Berücksichtigung der Lärmimmissionen im Nachtzeitraum verbleibt 

bei freier Schallausbreitung ein in vier Flächen geteilter Raum von ca. 55 ha, innerhalb 

derer die Orientierungswerte für allgemeine Wohngebiete eingehalten werden. 

 

Suchraum Erkelenz-Oerath 
Auch ohne Schallschutzmaßnahmen steht eine ausreichend große Fläche für ein all-

gemeines Wohngebiet in dem Suchraum Erkelenz-Oerath von 71 ha zur Verfügung. 

 

Suchraum Schwanenberg 
Für die gemeinsame Umsiedlung der Orte in den Suchraum Schwanenberg steht ohne 

Schallschutzmaßnahmen eine 71 ha große Fläche zur Verfügung. Die Auswirkungen 

des Schweinemastbetriebs im Rahmen der maximal zulässigen Nutzung müssen im 

weiteren Verfahren geprüft werden.  
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Gesamtbewertung 
Das Ergebnis der Umweltprüfung kann wie folgt zusammengefasst werden: 

 

Für alle Suchräume verbleiben auch bei Berücksichtigung der empfohlenen Vermei-

dungs- und Minderungsmaßnahmen aufgrund der Großflächigkeit einer Bebauung hohe 

bis sehr hohe Auswirkungen auf das Schutzgut Boden. 

In allen Suchräumen - bis auf Erkelenz-Nord und Kückhoven-Süd - können die Auswir-

kungen auf die weiteren Schutzgüter Tiere, Pflanzen, Landschaft, Erholung, Wasser, 
Klima, Luft, Mensch und Kultur-/Sachgüter voraussichtlich mit entsprechenden 

Maßnahmen auf ein geringes oder mittleres Maß gemindert werden (vorbehaltlich der 

Vermeidung möglicher artenschutzrechtlicher Konflikte und der Berücksichtigung der 

Ergebnisse archäologischer Prospektionen). 

Im Suchraum Erkelenz-Nord weist das Grundwasser in diesem Bereich eine geringe 

Empfindlichkeit auf (tiefer Grundwasser-Spiegel, filterwirksame Überdeckung). Aller-

dings ergibt sich am Rand eine geringfügige Überlagerung des Suchraums mit der WSZ 

II der Trinkwassergewinnungsanlage Erkelenz-Mennekrath, so dass zunächst eine ins-

gesamt mittlere bis hohe Auswirkung auf das Schutzgut Wasser anzunehmen war. Im 

Zuge der Vorbereitung der Bauleitplanung hat die Stadt Erkelenz allerdings bei der Un-

teren Wasserbehörde bereits einen Antrag auf Befreiung von den Verboten der Was-

serschutzgebietsverordnung gestellt, um im äußersten Randbereich der WSZ II die dort 

geplante Zufahrt entlang des Sportplatzes planerisch festlegen zu können. Die Untere 

Wasserbehörde hat auf Grundlage der geführten Gespräche der Regionalplanungsbe-

hörde Köln mit Schreiben vom 02.03.2015 eine positive Bescheidung des Antrages mit 

Auflagen zum Schutz des Grundwassers in Aussicht gestellt. Die Befreiung ist inzwi-

schen durch Schreiben der Unteren Wasserbehörde des Kreises Heinsberg vom 

03.06.2015 unter Auflagen erteilt. Auf dieser Grundlage und aufgrund des Umstandes, 

dass das Grundwasser in diesem Bereich im Übrigen eine geringe Empfindlichkeit auf-

weist (tiefer Grundwasser-Spiegel, filterwirksame Überdeckung), kann in Summe von 

einer nur geringen bis mittleren Auswirkung auf das Schutzgut Grundwasser ausgegan-

gen werden. 

 

Im Suchraum Kückhoven-Süd verbleiben voraussichtlich hohe bzw. mittlere Auswirkun-

gen auf Tiere und Pflanzen, Landschaft und Erholung. Darüber hinaus wird empfoh-
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len, eine Fläche zum Waldgebiet Wahnenbusch freizuhalten. Dem Landschaftsschutz-

gebiet Wahnenbusch kommt eine besondere Qualität in der Bördenlandschaft zu. Der 

Suchraum Kückhoven-Süd ist mit der empfohlenen Freihaltung von Flächen kaum reali-

sierbar. Die Auswirkungen auf die Schutzgüter Wasser, Klima, Landschaft, Mensch 
und Kultur-/Sachgüter können voraussichtlich mit entsprechenden Maßnahmen auf 

ein geringes oder mittleres Maß gemindert werden. 

Für die Suchräume Schwanenberg, Erkelenz-Oerath und Erkelenz-Nord steht auch oh-
ne Schallschutz eine ausreichend große Fläche für die Umsiedlung zur Verfügung. 

Die Bebauung der Suchräume Kückhoven-Nord und Venrath-Ost sind nur mit einem 

hohen Aufwand, Venrath-West mit sehr hohem Aufwand bezüglich des Lärmschutzes 

möglich. 

 

 

Faunistische Untersuchungen 
 

Maßgebliche Grundlagen zur Beurteilung faunistischer und speziell artenschutzrechtli-

cher Auswirkungen des geplanten Vorhabens waren eine Potenzialabschätzung von 

Arten auf Basis einer Biotoptypenkartierung (2011), die Auswertung zu den schutzwür-

digen Gebieten des LANUV und die des Fundpunktkatasters des LANUV, Angaben des 

Landschaftsplans des Kreises Heinsberg, Angaben aus dem Fachinformationssystem 

„Geschützte Arten in Nordrhein-Westfalen“ des LANUV, Abfragen beim LANUV, bei der 

Unteren Landschaftsbehörde des Kreises Heinsberg, bei der Biologischen Station des 

Kreises Heinsberg und bei den Naturschutzverbänden NABU / BUND zu bekannten 

Vorkommen von Arten. Für den Suchraum Erkelenz-Nord wurden ergänzend die Er-

gebnisse einer Kartierung artenschutzrechtlich relevanter Arten im Jahr 2013 berück-

sichtigt (siehe Artenschutzrechtlicher Fachbeitrag für den Umsiedlungsstandort im 

Suchraum Erkelenz-Nord des Kölner Büro für Faunistik, Januar 2014). 
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4.8 Standortwahl 
 

Grundlage der Umsiedlungen im Rheinischen Braunkohlenrevier ist im Sinne der Sozi-

alverträglichkeit das Konzept der gemeinsamen Umsiedlung, bei dem möglichst viele 

Umsiedler an einen gemeinsamen Standort umsiedeln. Die wesentliche Voraussetzung 

für die positive Wirkung der gemeinsamen Umsiedlung im Sinne der Sozialverträglich-

keit ist die Auswahl eines Umsiedlungsstandortes, der von einer möglichst breiten 

Mehrheit der betroffenen Bevölkerung mitgetragen wird. 

In den Suchräumen Erkelenz-Oerath, Schwanenberg und Erkelenz-Nord besteht 

ausreichender Gestaltungsspielraum für eine gemeinsame Umsiedlung von Keyenberg, 

Kuckum, Unter-, Oberwestrich, Westricher und Kuckumer Mühle und Berverath. Der 

Bürgerbeirat Keyenberg, Kuckum, Unter-, Oberwestrich und Berverath entschied, dass 

lediglich die Suchräume Schwanenberg und Erkelenz-Nord zur Wahl gestellt wer-
den sollten. 
Hierzu hat die Bezirksregierung Köln eine Wahl durchgeführt, in der sich die Bewohner 

von Keyenberg, Kuckum, Unter-, Oberwestrich, Westricher und Kuckumer Mühle und 

Berverath mit deutlicher Mehrheit (66,7 % der abgegebenen Stimmen) für den Standort 

Erkelenz-Nord ausgesprochen haben. 

Aufgrund dieses Ergebnisses ist dieser Standort dem Braunkohlenplan zugrunde gelegt 

worden. Angesichts dessen wurde ausschließlich für den bevorzugten Standort Er-

kelenz-Nord eine Kartierung artenschutzrechtlich relevanter Arten im Jahr 2013 und 

eine weitergehende artenschutzrechtliche Untersuchung durchgeführt (siehe Arten-

schutzrechtlicher Fachbeitrag für den Umsiedlungsstandort im Suchraum Erkelenz-Nord 

des Kölner Büro für Faunistik, Januar 2014). 
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